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Vorblatt 


Abfallbeseitigungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Abfallmengen in der Bundesrepublik Deutschland sind in 
wenigen Jahren von etwa 200 Millionen auf 350 Millionen cbm 
pro Jahr angestiegen. Die Kapazität der Einrichtungen zur Ab- 
fallbeseitigung ist weit hinter dem Bedarf zurückgeblieben. 
Riesige Mengen Abfallstoffe werden ohne besondere Schutz- 
vorkehrungen abgelagert und verursachen teilweise unabseh- 
bare Belastungen, Gefahren und Schäden für die Umwelt. 


B. Lösung 

Verpflichtung der Verantwortlichen, insbesondere der Gemein- 
den, zu einer schadlosen Beseitigung aller Abfallstoffe. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat schlägt vor 

— Übertragung der konkurrierenden Gesetzgebungszuständig- 
keit für die gesamte Abfallbeseitigung auf den Bund 

und Regelungen zu treffen über 

— Einfuhr- und Herstellungsbeschränkungen für bestimmte 
besonders umweltschädliche Produkte, z. B. Einwegflaschen 
und Kunststoffverpackungen, 

— Auflagen für gewerbliche Anlagen, die den Gewerbetrei- 
benden zur schadlosen Beseitigung aller im Produktionsvor- 
gang entstehenden Abfallstoffe verpflichten, 

— Ausgleichsabgaben für diejenigen Industriezweige, deren 
Produktion die Abfallbeseitigung erheblich belastet. 


D. Kosten 

Die Gemeinden tragen die Sachkosten, die durch Gebührenerhe- 
bung gedeckt werden können. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Juli 1971 

1/4 (III/3) — 23500 — Ab 3/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über die Beseitigung 
von Abfallstoffen (Abfallbeseitigungsgesetz) 

(AbfG) 


mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 362. Sitzung am 19. Februar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Beseitigung von Abfallstoffen 
(Abfallbeseitigungsgesetz) 
(AbfG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Grundsatz 

Abfallstoffe sind so zu beseitigen, daß 

1. die Gesundheit von Menschen und Tieren nicht 
durch Erreger übertragbarer Krankheiten gefähr- 
det wird, 

2. die Gesundheit von Menschen und Nutztieren 
nicht durch gefährliche Stoffe bedroht wird, 

3. Lebensmittel nicht in ekelerregender oder die 
Gesundheit von Menschen gefährdender Weise 
verunreinigt werden, 

4. Futtermittel nicht in die Gesundheit von Tieren 
gefährdender Weise verunreinigt werden, 

5. die Gewässer nicht schädlich verunreinigt wer- 
den, 

6. die Fruchtbarkeit des Bodens nicht gefährdet 
wird, 

7. Pflanzen durch Schädlinge oder Krankheiten 
nicht geschädigt werden und 

8. die Belange des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege sowie des Städtebaus gewahrt wer- 
den. 

Die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und 
Landesplanung sind zu beachten. 

§ 2 

Geltungsbereich 

(1) Abfallstoffe im Sinne dieses Gesetzes sind 
bewegliche Sachen, deren sich der Besitzer entledigt 
hat oder entledigen will oder deren geordnete Be- 
seitigung zum Schutze der in § 1 genannten Rechts- 
güter geboten ist. 

(2) Die Abfallbeseitigung im Sinne dieses Geset- 
zes umfaßt das Sammeln, Befördern, Behandeln, 
Lagern und Ablagern der Abfallstoffe. 

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
für 

1. die nach dem Tierkörperbeseitigungsgesetz vom 
1. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 187), nach 
dem Fleischbeschaugesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Oktober 1940 (Reichs- 


gesetzbl. I S. 1463), zuletzt geändert durch das 
Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), nach 
dem Viehseuchengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. Februar 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 158), nach dem Pflanzenschutzgesetz 
vom 10. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 352), 
geändert durch das Einführungsgesetz zum Ge- 
setz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), und nach den auf 
Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverord- 
nungen zu beseitigenden Stoffe, 

2. Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe 
im Sinne des Atomgesetzes vom 23. Dezember 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 814), zuletzt geändert 
durch das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz 
vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805) und 
der auf Grund des Atomgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen, 

3. Abfallstoffe, die bei der Aufsuchung, Gewinnung, 
Aufbereitung und Weiterverarbeitung von Bo- 
denschätzen in den der Bergaufsicht unterstehen- 
den Betrieben anfallen, 

4. gasförmige Abfallstoffe, 

5. Abwasser, soweit es in Gewässer oder Abwas- 
seranlagen eingeleitet wird, 

6. Altöle, soweit sie nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 
des Altölgesetzes vom 23. Dezember 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1419) abgeholt werden. 

§ 3 

Verpflichtung zur Beseitigung 

(1) Die Gemeinden oder andere durch Landes- 
recht bestimmte Gebietskörperschaften haben die in 
ihrem Gebiet angefallenen Abfallstoffe zu beseiti- 
gen. Sie können sich zur Erfüllung dieser Pflicht 
Dritter bedienen. 

(2) Die zuständige Behörde kann die in Absatz 1 
genannten Körperschaften befristet oder widerruf- 
lich von der Verpflichtung zur Abfallbeseitigung 
entbinden. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Körperschaften 
können mit Zustimmung der zuständigen Behörde 
solche Abfallstoffe von der Beseitigung ausschlie- 
ßen, die sie nach ihrer Art oder Menge nicht mit den 
in Haushaltungen anfallenden Abfällen beseitigen 
können. 
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(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der Be- 
sitzer zur Beseitigung der Abfallstoffe verpflichtet. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Der Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage 
kann durch die zuständige Behörde verpflichtet wer- 
den, einem nach Absatz 1 oder 4 zur Abfallbeseiti- 
gung Verpflichteten die Mitbenutzung der Abfallbe- 
seitigungsanlage gegen angemessenes Entgelt zu 
gestatten, soweit dieser die Abfallstoffe anders nicht 
zweckmäßig oder nur mit erheblichen Mehrkosten 
beseitigen kann und die Mitbenutzung für den Inha- 
ber zumutbar ist. Kommt eine Einigung über das 
Entgelt nicht zustande, so wird es durch die zustän- 
dige Behörde festgesetzt. 

(6) Die zuständige Behörde kann dem Inhaber 
einer Abfallbeseitigungsanlage, der Abfallstoffe 
wirtschaftlicher beseitigen kann als eine in Absatz 1 
genannte Körperschaft, die Beseitigung dieser Ab- 
fallstoffe auf seinen Antrag übertragen, sofern nicht 
überwiegende öffentliche Interessen entgegenste- 
hen. Die Übertragung kann mit der Auflage verbun- 
den werden, daß der Antragsteller alle in dem Ge- 
biet dieser Körperschaft angefallenen Abfallstoffe 
gegen Erstattung der Kosten beseitigt, wenn die 
Körperschaft die verbleibenden Abfallstoffe nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand besei- 
tigen kann und die Übernahme der Beseitigung für 
den Antragsteller zumutbar ist. 

(7) Der Abbauberechtigte oder Unternehmer 
eines Mineralgewinnungsbetriebes sowie der Eigen- 
tümer, Besitzer oder in sonstiger Weise Verfügungs- 
berechtigte eines zur Mineralgewinnung genutzten 
Grundstücks kann von der zuständigen Behörde im 
Rahmen des Zumutbaren verpflichtet werden, die 
Beseitigung von Abfallstoffen in freigelegten Bauen 
in seiner Anlage oder innerhalb seines Grundstücks 
zu dulden, den Zugang zu ermöglichen und dabei, 
soweit dies unumgänglich ist, vorhandene Betriebs- 
anlagen oder Einrichtungen oder Teile derselben zur 
Verfügung zu stellen. Die ihm dadurch entstehenden 
Kosten hat der Beseitigungspflichtige zu erstatten. 
Die zuständige Behörde bestimmt den Inhalt dieser 
Verpflichtung. Der Vorrang der Mineralgewinnung 
gegenüber der Abfallbeseitigung darf nicht beein- 
trächtigt werden. 

§ 4 

Ordnung der Beseitigung 

(1) Abfallstoffe dürfen nur in den dazu bestimm- 
ten Anlagen oder Einrichtungen (Abfallbeseitigungs- 
anlagen) behandelt, gelagert und abgelagert wer- 
den. 

(2) Ist die Beseitigung der Abfallstoffe nach Ab- 
satz 1 für den zur Beseitigung Verpflichteten nicht 
oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten mög- 
lich, kann die zuständige Behörde im Einzelfall 
widerruflich Ausnahmen von dieser Vorschrift zu- 
lassen, wenn dadurch der Grundsatz in § 1 nicht be- 
einträchtigt wird. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Be- 
seitigung bestimmter Abfallstoffe oder bestimmter 


Mengen dieser Abfallstoffe, sofern ein Bedürfnis be- 
steht und eine Gefährdung oder Schädigung nicht zu 
befürchten ist, außerhalb von Beseitigungsanlagen 
zulassen und die Voraussetzungen und die Art und 
Weise der Beseitigung festlegen. 

§ 5 

Abfallbeseitigungspläne 

(1) Die Länder stellen für ihren Bereich Pläne 
zur Abfallbeseitigung nach überörtlichen Gesichts- 
punkten auf. In diesen Abfallbeseitigungsplänen 
sind geeignete Standorte für die Abfallbeseitigungs- 
anlagen festzulegen. Ferner kann in den Plänen be- 
stimmt werden, welcher Abfallbeseitigungsanlagen 
sich die Beseitigungspflichtigen zu bedienen haben. 
Die Festlegungen in den Abfallbeseitigungsplänen 
können für die Beseitigungspflichtigen für verbind- 
lich erklärt werden. 

(2) Die Länder regeln das Verfahren zur Auf- 
stellung der Pläne. 

§ 6 

Planfeststellung 

(1) Die Errichtung und der Betrieb von ortsfesten 
Abfallbeseitigungsanlagen sowie die wesentliche 
Änderung einer solchen Anlage oder ihres Betriebes 
bedürfen der Planfeststellung durch die zuständige 
Behörde, 

(2) Bebauungspläne nach § 9 des Bundesbau- 
gesetzes vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S, 341) 
ersetzen die Planfeststellung nach Absatz 1. Ist eine 
Ergänzung notwendig, so ist die Planfeststellung in- 
soweit zusätzlich durchzuführen. 

(3) Anstelle eines Planfeststellungsverfahrens 
kann die zuständige Behörde für die Errichtung und 
den Betrieb unbedeutender Abfallbeseitigungsanla- 
gen oder für die wesentliche Änderung einer Abfall- 
beseitigungsanlage oder ihres Betriebes auf Antrag 
eine Genehmigung erteilen, wenn mit Einwendun- 
gen nicht zu rechnen ist. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Abfall- 
beseitigungsanlagen, die einer Genehmigung nach 
§ 16 der Gewerbeordnung bedürfen. 

(5) Soll die Abfallbeseitigungsanlage in einem 
der Bergaufsicht unterliegenden Mineralgewinnungs- 
betrieb errichtet oder betrieben werden, so nimmt 
die zuständige Bergbehörde die Aufgaben der Plan- 
feststellungsbehörde und der Anhörungsbehörde 
wahr. 

§ 7 

Anwendung des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

(1) Auf die Durchführung dieses Gesetzes ist das 
Verwaltungs Verfahrensgesetz anzuwenden. 

(2) Das Planfeststellungsverfahren des § 6 Abs. 1 
wird nach Teil V Abschnitt 2 des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes durchgeführt, die Genehmigung des 
§ 6 Abs. 2 im förmlichen Verwaltungsverfahren nach 
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Teil V Abschnitt 1 des Verwaltungsverfahrensgeset- 
zes erteilt. 

§ 8 

Nebenbestimmungen, Sicherheitsleistung, Versagung 

(1) Der Planfeststellungsbeschluß nach § 6 Abs. 1 
und die Genehmigung nach § 6 Abs. 2 können unter 
Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 
werden, soweit dies zur Wahrung des Grundsatzes 
in § 1 erforderlich ist. Sie können befristet werden. 
Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auf- 
lagen über Anforderungen an die Abfallbeseiti- 
gungsanlagen oder ihren Betrieb ist auch nach dem 
Ergehen des Planfeststellungsbeschlusses oder nach 
der Erteilung der Genehmigung zulässig. Läßt sich 
zur Zeit der Entscheidung nicht mit genügender 
Sicherheit feststellen, ob und in welchem Maße nach- 
teilige Wirkungen eintreten werden, so kann sich 
die Behörde den Widerruf des Planfeststellungs- 
beschlusses oder der Genehmigung Vorbehalten. 

(2) Die zuständige Behörde kann in der Plan- 
feststellung oder in der Genehmigung verlangen, 
daß der Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage für 
die Rekultivierung sowie zur Verhinderung oder 
Beseitigung von Beeinträchtigungen des Grundsat- 
zes in § 1 nach Stillegung der Anlage Sicherheit 
leistet. 

(3) Der Planfeststellungsbeschluß oder die Ge- 
nehmigung können versagt werden, wenn die Er- 
richtung einer Abfallbeseitigungsanlage den nach 
§ 5 aufgestellten Abfallbeseitigungsplänen zuwider- 
läuft. Sie sind zu versagen, wenn 

1. von der Errichtung oder dem Betrieb Beeinträch- 
tigungen des Grundsatzes in § 1 zu erwarten sind, 
die durch Auflagen und Bedingungen nicht ver- 
hindert werden können, oder 

2. nachteilige Wirkungen auf das Recht eines ande- 
ren zu erwarten sind, die durch Auflagen weder 
verhütet noch ausgeglichen werden können, das 
Vorhaben nicht dem Wohl der Allgemeinheit 
dient und der Betroffene widerspricht. 

§ 9 

Bestehende Abfallbeseitigungsanlagen 

(1) Die Inhaber haben Abfallbeseitigungsanlagen, 
die sie bei Inkrafttreten dieses Gesetzes betreiben 
oder mit deren Errichtung sie zu diesem Zeitpunkt 
begonnen haben, der nach § 6 Abs. 1 zuständigen 
Behörde innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes anzuzeigen. 

(2) Die nach § 6 Abs. 1 zuständige Behörde kann 
für Abfallbeseitigungsanlagen nach Absatz 1 oder 
für ihren Betrieb Befristungen, Bedingungen und 
Auflagen anordnen. Sie kann den Betrieb dieser 
Anlagen ganz oder teilweise untersagen, wenn Be- 
einträchtigungen des Grundsatzes in § 1 Nr. 1 bis 5 
durch Auflagen, Bedingungen oder Befristungen 
nicht verhindert werden können. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Abfall- 
beseitigungsanlagen, die nach § 16 Abs. 1 oder § 25 


Abs. 1 der Gewerbeordnung genehmigt oder nach 
§ 16 Abs. 4 der Gewerbeordnung angezeigt worden 
sind. 

§ 10 

Stillegung 

(1) Der Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage 
hat ihre Stillegung der zuständigen Behörde unver- 
züglich anzuzeigen. 

(2) Die zuständige Behörde soll den Inhaber ver- 
pflichten, auf seine Kosten das Gelände, das für die 
Abfallbeseitigung verwandt worden ist, zu rekulti- 
vieren und sonstige Vorkehrungen zu treffen, die 
geeignet sind, Beeinträchtigungen des Grundsatzes 
in § 1 zu verhüten. 

§ 11 

Überwachung 

(1) Die Beseitigung von Abfallstoffen unterliegt 
der Überwachung durch die zuständige Behörde. 
Diese kann die Überwachung auch auf stillgelegte 
Abfallbeseitigungsanlagen erstrecken, wenn dies 
zur Wahrung des Grundsatzes in § 1 erforderlich ist. 

(2) Wer Abfälle in Abfallbeseitigungsanlagen 
oder auf Grund einer Ausnahme nach § 4 Abs. 2 be- 
seitigt, hat den Beauftragten der Überwachungsbe- 
hörde das Betreten der Grundstücke zu gestatten und 
Auskunft über Betrieb, Anlagen, Einrichtungen und 
alle sonstigen der Überwachung unterliegenden Ge- 
genstände zu erteilen. Er hat ferner die Abfallbe- 
seitigungsanlagen zugänglich zu machen, die zur 
Überwachung erforderlichen Arbeitskräfte, Werk- 
zeuge und Unterlagen zur Verfügung zu stellen so- 
wie nach Anordnung der zuständigen Behörde Zu- 
stand und Betrieb der Abfallbeseitigungsanlage auf 
seine Kosten prüfen zu lassen. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 12 

Aufbringen von Abwasser und ähnlichen Stoffen 
auf landwirtschaftlich genutzte Böden 

(1) Die §§ 1 und 11 gelten entsprechend, wenn 
Abwasser, Klärschlamm, Fäkalien, Jauche, Gülle, 
Stallmist und ähnliche Stoffe auch aus anderen 
als den in § 2 Abs. 1 genannten Gründen auf land- 
wirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch 
genutzte Böden aufgebracht werden. Die Vorschrif- 
ten des Wasserrechts bleiben unberührt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zur Wahrung des Grundsatzes in § 1 Vorschriften 
über das Aufbringen der in Absatz 1 genannten 
Stoffe, insbesondere bei der Erzeugung von Lebens- 
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oder Futtermitteln, zu erlassen. Sie kann dabei das 
Aufbringen 

1. bestimmter Stoffe beschränken oder verbieten, 

2. von einer Untersuchung, Desinfektion oder Ent- 
giftung dieser Stoffe oder von einer anderen 
geeigneten Maßnahme abhängig machen. 

§ 13 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 4 Abs. 1 Abfallstoffe außerhalb einer 
Abfallbeseitigungsanlage behandelt, lagert oder 
ablagert oder einer Rechtsverordnung nach § 4 
Abs. 3 zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

2. entgegen § 6 Abs. 1 eine Abfallbeseitigungsan- 
lage unbefugt errichtet oder betreibt oder die 
Anlage oder den Betrieb wesentlich ändert, 

3. eine Auflage nach § 8 Abs 1 Satz 1 oder § 9 
Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht rechtzeitig oder unvoll- 
ständig erfüllt oder einer vollziehbaren Anord- 
nung nach § 9 Abs. 2 Satz 2 zuwiderhandelt, 

4. der Anzeigepflicht nach § 9 Abs. 1 oder § 10 
Abs. 1 zuwiderhandelt, 

5. entgegen § 11 Abs. 2 das Betreten eines Grund- 
stückes nicht gestattet, eine Auskunft nicht, nicht 
rechtzeitig, unvollständig oder nicht richtig er- 
teilt, Abfallbeseitigungsanlagen nicht zugänglich 
macht, Arbeitskräfte oder Werkzeuge oder Un- 
terlagen nicht zur Verfügung stellt oder eine an- 
geordnete Prüfung nicht vornehmen läßt, 

6. einer Rechtsverordnung nach § 12 Abs. 2 zu- 
widerhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 14 

Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer 

1. entgegen § 4 

a) Abfallstoffe, die Gifte oder Erreger übertrag- 
barer Krankheiten enthalten oder hervorbrin- 
gen können, behandelt, lagert oder ablagert, 
oder 

b) Abfallstoffe so in der Nähe von Lebensmitteln 
behandelt, lagert oder ablagert, daß diese 
verunreinigt werden können, oder 

2. entgegen § 6 eine Abfallbeseitigungsanlage un- 
befugt errichtet oder betreibt oder die Anlage 
oder den Betrieb wesentlich ändert 


und dadurch eine Gefahr für das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen herbeiführt. 

(2) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und Geldstrafe 
oder eine dieser Strafen. 

§ 15 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- 
trauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt of- 
fenbart, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann 
auf Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird be- 
straft, wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 bekannt ge- 
worden ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 16 

Zuständige Behörden 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen bestimmen die für die Ausführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 

§ 17 

Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 

§ 12 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes zur Ver- 
hütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
beim Menschen (Bundes-Seuchengesetz) vom 18. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1012), zuletzt geändert 
durch .... Bundesgesetzbl. IS. . . . ), erhält fol- 
gende Fassung: 

„Die Gemeinden oder Gemeindeverbände haben 
darauf hinzuwirken, daß Abwasser, soweit es nicht 
dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forst- 
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden auf- 
gebracht zu werden, so beseitigt wird, daß Gefah- 
ren für die menschliche Gesundheit durch Krank- 
heitserreger nicht entstehen. Einrichtungen zur Be- 
seitigung des in Satz 1 genannten Abwassers unter- 
liegen der Überwachung durch das Gesundheitsamt“. 

§ 18 

Änderung des Bundesbaugesetzes 

§ 38 Satz 1 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341), zuletzt geändert 
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durch das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz 
vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), erhält 
folgende Fassung: 

„Die Vorschriften des Bundesfernstraßengesetzes 
vom 6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903), des 
Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 955), des Telegraphenwegegesetzes 
vom 18. Dezember 1899 (Reichsgesetzbl. S. 705), des 
Luftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 4. Novem- 
ber 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1113), des Personen- 
beförderungsgesetzes vom 21. März 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 241) und des Abfallbeseitigungs- 
gesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .) bleiben 
von den Vorschriften des Dritten Teiles unberührt.'' 

§ 19 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Ab- 
satz 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzblatt I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

1. Geschieh tüche Entwicklung und gegenwärtige 
Situation auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung 

Im vergangenen Jahrhundert führten Seuchenzüge 
mit erschreckenden Bevölkerungsverlusten zu der 
Erkenntnis, daß neben einwandfreier Wasserver- 
sorgung die ordnungsgemäße Städtereinigung zu 
den zv/ingenden Voraussetzungen für eine erfolg- 
reiche Seuchenabwehr gehören. Die sich daraus seit 
etwa 1850 in den Kulturstaaten anbahnende Reform 
der Städtereinigung sah ihre Hauptaufgabe vor 
allem darin, die Abfallstoffe so schnell wie möglich 
aus dem Weichbild der Städte und damit aus dem 
Wohnbereich des Menschen zu entfernen. Flüssige 
Abfallstoffe wurden demgemäß bald über die 
Schwemmkanalisation dem nächsten Vorfluter zu- 
geführt, feste Abfallstoffe außerhalb der Städte im 
Gelände abgelagert. 

Für die Richtigkeit der damaligen Maßnahmen sprach 
zunächst die Tatsache, daß bis zum Ausgang des 
19. Jahrhunderts die Cholera, die beispielsweise in 
Preußen noch in der Zeit von 1831 bis 1873 fast 
400 000 Tote forderte, aus diesen Staaten völlig 
verbannt werden konnte, und daß die Typhussterb- 
lichkeit etwa im gleichen Maße abnahm wie die 
Länge der Abwasserkanäle zunahm. 

Es zeigte sich jedoch bald, daß damit das Problem 
der schadlosen Beseitigung von Abfallstoffen bei 
weitem noch nicht gelöst war. Der hochgradigen 
Verunreinigung unserer Oberflächengewässer durch 
die rasch steigenden Mengen an industriellen und 
häuslichen Abwässern mußte durch den Bau einer 
Vielzahl von Kläranlagen begegnet werden. Inzwi- 
schen wird das Abwasser von etwa 60 ^/o der Be- 
völkerung der Bundesrepublik Deutschland in 
— zum Teil allerdings noch sehr unzulänglichen — 
Kläranlagen gereinigt. 

Im Gegensatz hierzu sind in den letzten 100 Jahren 
wirksame Maßnahmen zur schadlosen Beseitigung 
der festen und schlammigen Abfallstoffe unterblie- 
ben. Die schnelle wirtschaftliche und technische Ent- 
wicklung nach dem Kriege, die Bevölkerungszu- 
nahme und Steigerung des Lebensstandards haben 
in der Bundesrepublik Deutschland zu einer nicht 
voraussehbaren Entwicklung der Abfallstoffe hin- 
sichtlich Menge und Zusammensetzung geführt, die 
inzwischen eine ernste Bedrohung unserer Umwelt 
darstellt. 

Durch Errichtung einer Vielzahl von Kläranlagen 
fällt eine Flut von Klärschlamm an. Im Jahre 1967 
mußten bereits etwa 25 Millionen Kubikmeter Klär- 
schlamm (Feststoffgehalt 5Ao) beseitigt werden. 
Diese Menge würde ausreichen, um eine Fläche von 
250 Quadratkilometern 10 cm hoch zu bedecken. 
Wenn künftig die Abwässer von 90 Vo aller Ein- 


wohner in Kläranlagen gereinigt werden, müssen 
pro Jahr etwa 37 Millionen Kubikmeter Klär- 
schlamm beseitigt werden. Abgesehen davon sind 
in den letzten 20 Jahren die Mengen an Sperrmüll, 
Bauschutt, Autowracks, Mineralöl- und Treibstoff- 
rückständen ebenso sprunghaft angestiegen wie das 
Volumen an häuslichen und gewerblichen Abfällen. 

Die Gesamtmenge der in der Bundesrepublik 
Deutschland anfallenden Abfallstoffe wird zur Zeit 
auf mehr als 200 Millionen Kubikmeter im Jahr ge- 
schätzt. In den nächsten Jahren ist noch mit einem 
weiteren Anstieg zu rechnen. 

Ungeachtet der lawinenartigen Zunahme an Ab- 
fallstoffen ist bisher eine generelle Umstellung auf 
moderne Verfahren zur schadlosen Beseitigung die- 
ser Stoffe unterblieben. Gegenwärtig werden in der 
Bundesrepublik Deutschland noch mehr als 90 ®/o 
der Abfallstoffe so wie vor 100 Jahren auf primi- 
tivste Art und Weise ohne besondere Vorsichts- 
maßnahmen im Gelände abgelagert. Die zur Zeit 
vorhandenen etwa 50 000 Müllplätze liegen teil- 
weise mitten in hochverdichteten Siedlungsgebieten 
und haben vielerorts zu üblen Mißständen geführt. 
Für etwa die Hälfte der Bevölkerung in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist bis heute noch nicht 
einmal eine geregelte Sammlung und Abfuhr der 
Abfallstoffe eingerichtet worden. Dieser Zustand ist 
wegen der damit verbundenen Umweltgefahren 
nicht länger tragbar. 

Ein erheblicher Anteil der Abfallstoffe ist seuchen- 
hygienisch gefährlich. Beispielsweise stellen die rie- 
sigen Mengen an Klärschlamm in der Regel ein 
Konzentrat von Krankheits- und Seuchenerregern 
dar. Wird derartiger Schlamm mit anderen Abfall- 
stoffen zusammen abgelagert, so wird die Müll- 
deponie zu einem die Gesundheit von Mensch und 
Tier bedrohenden Reservoir von Krankheitskeimen. 
Diese Gefahr erhöht sich noch dadurch, daß solche 
Abfallstoffe auch aus ärztlicher und tierärztlicher 
Praxis auf diese Lagerplätze gelangen, weil es den 
Abgebern dieser Stoffe durch Umstellung auf Gas-, 
öl- oder Fernheizung kaum noch möglich ist, sie 
selbst zu verbrennen. Ungeordnete und unkontrol- 
lierte Müllplätze werden außerdem schnell zu einer 
Brutstätte für Schädlinge, die als Krankheitsüber- 
träger für Mensch und Tier bekannt sind. 

Von Müllplätzen dieser Art gehen weiterhin fol- 
gende schwerwiegende Gefahren oder Schäden aus: 

Gefährliche Verunreinigungen von Grund- und 

Oberflächenwasser, das auf diese Weise für 

wertvolle Nutzung auf Jahrzehnte unbrauchbar 

werden kann, 

schwer zu bekämpfende Brandherde, 

unerträgliche Staub- und Geruchsbelästigung für 

Anwohner in weitem Umkreis, 
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Verbreitung von Unkrautsamen und Erregern 
pflanzlicher Krankheiten, 

Verschandelung des Landschaftsbildes und da- 
mit Minderung des Erholungswertes der Land- 
schaft,' 

Minderung des Wertes und der Nutzungsfähig- 
keit von Grund und Boden in der Umgebung. 

Auch bei Anlagen zur Verbrennung von Abfallstof- 
fen können diese Gefahren in bestimmtem Umfang 
auftreten. In den letzten Jahren sind viele kleinere 
Müllverbrennungsanlagen in Wohnsiedlungen und 
Hochhäusern mitten in Wohngebieten entstanden, 
die häufig den hygienischen Mindestanforderungen 
nicht entsprechen. Eine nachträgliche Stillegung sol- 
cher Anlagen stößt auf große Schwierigkeiten. 

Bei der Kompostierung von Abfallstoffen liegen die 
Gefahren vornehmlich darin, daß unsachgemäße 
Behandlungsverfahren Schäden für Mensch, Tier 
oder Pflanze durch Krankheitserreger oder toxische 
Stoffe verursachen können. 

Die Beseitigung unbehandelter fäkalienhaltiger Ab- 
fallstoffe durch Verwertung auf land- und forstwirt- 
schaftlich genutzten Böden, vor allem bei der Er- 
zeugung von Lebens- und Futtermitteln, führt nicht 
nur zu einer ekelerregenden Beeinflussung dieser 
Erzeugnisse, sondern auch zu erheblichen seuchen- 
hygienischen Gefahren für Mensch und Tier sowie 
zu beträchtlichen wirtschaftlichen Schäden. Hierbei 
ist insbesondere auf die Fleischverluste durch Sal- 
monellose und Rinderfinne hinzuweisen. 

Abgesehen von den Mißständen, die durch die bis- 
her übliche Praxis der Abfallbeseitigung in vielen 
Gemeinden der Bundesrepublik Deutschland bereits 
entstanden sind, ist hervorzuheben, daß durch die 
rasch zunehmende Verdichtung unserer Siedlungs- 
gebiete der für Müllplätze zur Verfügung stehende 
Raum immer kleiner wird. Nach der letzten Statistik 
vom Jahre 1961 für Gemeinden mit mehr als 10 000 
Einwohnern waren noch Lagermöglichkeiten vor- 
handen in 

147 Gemeinden für 2 Jahre, 

133 Gemeinden für 2 bis 6 Jahre, 

71 Gemeinden für 6 bis 10 Jahre, 

77 Gemeinden für mehr als 10 Jahre. 

Die Auswertung neuer Erhebungen bestätigt, daß 
diese Situation immer kritischer wird. In einzel- 
nen Fällen haben Industriebetriebe bereits eine Be- 
triebsschließung erwägen müssen, weil Gemeinden, 
die jahrzehntelang industrielle Abfallstoffe abge- 
nommen hatten, aus Platzmangel kurzfristig die wei- 
tere Abnahme verweigerten. 

Aus wirtschaftlichen Gründen und weil es für be- 
stimmte Abfallstoffe keine anderen Beseitigungs- 
möglichkeiten gibt, wird man auch künftig von der 
Ablagerung in erheblichem Umfang Gebrauch ma- 
chen müssen. Es ist aber dringend geboten, einheit- 
liche Bedingungen vorzuschreiben, die sicherstellen, 
daß die Plätze künftig äußerst rationell bewirtschaf- 
tet und Mißstände vorgenannter Art verhindert 
werden. Ferner müssen diese Plätze so angelegt und 
betrieben werden, daß sie nach ihrer Stillegung und 


Rekultivierung wieder in die Landschaft harmonisch 
und nutzbringend eingegliedert werden können. 

2, Notwendigkeit einer umfassenden gesetzlichen 
Regelung. 

A. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es z. Z. 
kein einheitliches Abfallbeseitigungsgesetz. Mit 
Teilbereichen der Abfallbeseitigung befassen sich 
einzelne Vorschriften aus verschiedenen Rechts- 
gebieten. Aus dem Bundesrecht sind insbeson- 
dere das Seuchengesetz, das Wasserrecht und 
das Gewerberecht zu nennen: 

a) Nach § 12 Bundes-Seuchengesetz haben die 
Gemeinden oder Gemeindeverbände darauf 
hinzuwirken, daß die festen und flüssigen Ab- 
fall- oder Schmutzstoffe so beseitigt werden, 
daß Gefahren für die menschliche Gesundheit 
durch Krankheitserreger nicht entstehen. Ein- 
richtungen zur Abfallbeseitigung unterliegen 
der Überwachung durch das Gesundheitsamt. 
Werden Tatsachen festgestellt, die zum Auf- 
treten einer übertragbaren Krankheit führen 
können, so hat die zuständige Behörde unter 
Beteiligung des Gesundheitsamtes die not- 
wendigen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
zu treffen (§ 10 BSeuchG). 

Diese Regelung ist in mehrfacher Hinsicht 
lückenhaft: Einmal werden nur die Auswir- 
kungen einer Abfallbeseitigung erfaßt, die zu 
übertragbaren Krankheiten bei Menschen 
führen können, übertragbare Krankheiten 
bei Tieren, Pflanzenschäden, Gewässerschä- 
den sowie Schädigungen des Bodens bleiben 
unberücksichtigt. Zum anderen richtet sich die 
Vorschrift nur an Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände, also nicht an wirtschaftliche Unter- 
nehmungen, die Abfälle beseitigen oder ver- 
werten. 

Schließlich enthält § 12 BSeuchG nur ein all- 
gemeines Gebot, ohne zu bestimmen, durch 
welche Maßnahmen dieses Gebot erfüllt wer- 
den kann; die Vorschrift ermöglicht nicht ein- 
mal die Ahndung von Verstößen. 

b) Das Wasserhaushaltsgesetz enthält in den 
§§ 26 Abs. 2 und 34 Abs. 2 das Gebot, Stoffe 
so zu lagern, daß eine schädliche Verunreini- 
gung der Gewässer oder eine sonstige nach- 
teilige Veränderung ihrer Eigenschaften nicht 
zu besorgen ist. Verstöße hiergegen werden 
als Straftat oder als Ordnungswidrigkeit ver- 
folgt (§ 38 und § 41 WHG). 

Nach dem grundlegenden Urteil des Bundes- 
verwaltungsgerichts vom 16. Juli 1965 (DVBl. 
1965 S. 496) ist § 34 Abs. 2 Wasserhaushalts- 
gesetz sehr weit auszulegen. Eine Gewässer- 
verunreinigung ist hiernach nur dann „nicht 
zu besorgen", wenn sie unwahrscheinlich ist. 
Um dennoch die Lagerung und Ablagerung 
von Abfallstoffen zu ermöglichen, bedarf es 
näherer Bestimmungen darüber, unter wel- 
chen Umständen eine für die Gewässer un- 
gefährliche Art dieser Abfallbeseitigung an- 
genommen werden kann. 
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Für den Erlaß solcher Bestimmungen enthal- 
ten die §§26 Abs. 2 und 34 Abs. 2 Wasser- 
haushaltsgesetz jedoch keine Ermächtigung. 

c) Die Vorschriften der Gewerbeordnung gelten 
nur für einen bestimmten Kreis von Anlagen 
zur Abfallbeseitigung, die von der Wirtschaft 
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der Abfallbeseitigungsanlagen, beispielsweise 
die Anlagen und Einrichtungen zur Lagerung 
und Ablagerung von Abfallstoffen erfassen 
sie nicht. 

B. Der Mangel der jetzigen Rechtslage besteht — 
neben der Zersplitterung der Vorschriften — 
insbesondere darin, daß nähere Bestimmungen 
über die unschädliche Lagerung und Ablagerung 
von Abfallstoffen fast völlig fehlen. Derjenige, 
der Abfälle lagern oder ablagern muß, sieht sich 
einer Reihe in Einzelgesetzen verstreuter und 
nicht konkretisierter Verbote gegenüber; er fin- 
det aber kaum Bestimmungen darüber, wie eine 
schadlose Abfallbeseitigung durchgeführt werden 
muß. 

Das Abfallbeseitigungsgesetz und die zur Er- 
gänzung und Ausführung dieses Gesetzes zu 
erlassenden Landesgesetze, Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorschriften sollen in erster 
Linie diese näheren Bestimmungen bringen und 
die Grundlage für eine einheitliche Anwendung 
der dem jeweiligen Stand der Technik entspre- 
chenden Anforderungen liefern. 

3. Zuständigkeit des Bundes 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für die 
Vorschriften des Entwurfs folgt in erster Linie aus 
Artikel 74 Nr. 19 GG (Maßnahmen gegen gemein- 
gefährliche und übertragbare Krankheiten bei Men- 
schen und Tieren; Verkehr mit Giften). Ein erheb- 
licher Anteil der Abfallstoffe ist seuchenhygienisch 
gefährlich; darüber hinaus sind auch giftige Stoffe 
zu beseitigen. 

Daneben werden die vorgesehenen Regelungen auf 
Artikel 74 Nr. 20 GG (Schutz beim Verkehr mit Le- 
bens- und Genußmitteln, Bedarfsgegenständen, Fut- 
termitteln, Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten 
und Schädlinge), und — soweit die Fruchtbarkeit des 
Bodens geschützt wird — auf Artikel 74 Nr. 17 GG 
(Sicherung der Ernährung) sowie auf den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes, 
Drucksache VI/1298 (Artikel 74 Nr. 24 — Wasser- 
haushalt und Nr. 25 — Naturschutz- und Land- 
schaftspflege) gestützt. 

Hinsichtlich der Beseitigung der Abfallstoffe von 
wirtschaftlichen Unternehmungen und der Beseiti- 
gung in Bauen von Mineralgewinnungsbetrieben be- 
ruht die Gesetzgebungskompetenz auf Artikel 74 
Nr. 11 GG. Für die Vorschrift über das Aufbringen 
von Abfallstoffen auf landwirtschaftlich genutzte 
Böden wird daneben wiederum Artikel 74 Nr. 17 
GG (Sicherung der Ernährung) in Anspruch genom- 
men. Die Straf- und Bußgeldbestimmungen stützen 
sich auf Artikel 74 Nr. 1 GG. Der Entwurf geht da- 
von aus, daß die Länder diejenigen Fragen der Ab- 


fallbeseitigung regeln, die zweckmäßigerweise von 
ihnen geregelt werden und in ihre Kompetenz fal- 
len, insbesondere die notwendigen Zuständigkeits- 
bestimmungen erlassen. 

4. Grundzüge des Entwurfs 

Dieses Gesetz soll eine umfassende Ordnung auf 
dem Gebiet der Abfallbeseitigung einleiten und ins- 
besondere dazu beitragen, daß sowohl die vieler- 
orts bestehenden Mißstände, möglichst rasch besei- 
tigt als auch derartige Fehlentwicklungen für die Zu- 
kunft wirksam verhindert werden. 

Der Entwurf erfaßt als Abfallstoffe alle Stoffe, deren 
sich der Besitzer entledigen will oder bereits ent- 
ledigt hat oder deren ordnungsgemäße Beseitigung 
aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit geboten 
ist. 

Ausgenommen aus dem Geltungsbereich des Geset- 
zes werden Abfallstoffe, deren ordnungsgemäße Be- 
seitigung bereits durch andere Gesetze ausreichend 
geregelt ist oder die sich in die hier getroffene 
Regelung nicht einfügen lassen. Das trifft zu für 
Abfallstoffe im Sinne des Tierkörperbeseitigungs-, 
des Fleischsbeschau-, des Viehseuchen-, und des 
Pflanzenschutzgesetzes, für Kernbrennstoffe' und 
sonstige radioaktive Stoffe, gasförmige Abfallstoffe, 
mineralische Abfallstoffe aus bergbaulichen Betrie- 
ben, für Abwasser und für Altöl unter bestimmten 
Voraussetzungen. 

Grundsatz des Gesetzes ist es, daß durch die Ab- 
fallbeseitigung die zu § 1 genannten Rechtsgüter 
nicht gefährdet werden. 

Die Gemeinden oder andere durch Landesrecht be- 
stimmte Gebietskörperschaften sind verpflichtet, für 
die Beseitigung von Abfallstoffen zu sorgen (§ 3). 
In Ausnahmefällen kann auch der Besitzer von Ab- 
fallstoffen zur Beseitigung verpflichtet sein. Inha- 
ber von Abfallbeseitigungsanlagen können ver- 
pflichtet werden, deren Mitbenutzung zu dulden. 
Für die Abfallbeseitigung können geeignete Baue 
von Mineralgewinnungsbetrieben herangezogen 
werden. 

Abfallstoffe dürfen grundsätzlich nur in dazu be- 
stimmten Anlagen oder Einrichtungen beseitigt wer- 
den (§ 4). Der Entwurf sieht nur begrenzte Aus- 
nahmemöglichkeiten vor. 

Die Standorte von Abfallbeseitigungsanlagen bedür- 
fen der überörtlichen Planung (§ 5). Die hier vorge- 
sehenen Abfallbeseitigungspläne können für die Be- 
seitigungspflichtigen als verbindlich erklärt werden. 

Die Errichtung und der Betrieb von Abfallbeseiti- 
gungsanlagen sowie wesentliche Änderungen an 
diesen Anlagen oder an ihrem Betrieb bedürfen 
einer Planfeststellung, bei unbedeutenden Anlagen 
einer Genehmigung (§ 6). Auf die Durchführung des 
Gesetzes ist das Verwaltungsverfahrensgesetz an- 
zuwenden (§7). 

Nachteilige Folgen können von bestehenden oder 
stillgelegten Anlagen und Einrichtungen zur Beseiti- 
gung von Abfallstoffen ausgehen. Es sind deshalb 
hierfür Anzeigepflichten und Eingriffsmöglichkeiten 
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für die erforderlichen behördlichen Schutzmaßnah- 
men vorgesehen (§§ 9 und 10). 

Mit § 11 wird die gesetzliche Grundlage , für die be- 
hördliche Überwachung gelegt, insbesondere für das 
Recht, Grundstücke zu betreten, Auskunft zu ver- 
langen und Prüfungen vorzunehmen. 

Die Vorschrift über das Aufbringen von Abfallstof- 
fen auf landwirtschaftlich genutzte Böden (§ 12) trägt 
einerseits den Erfordernissen der Landwirtschaft 
Rechnung. Andererseits wird die Forderung nach 
einer unschädlichen Beseitigung bestimmter Abfall- 
stoffe beim Aufbringen auf landwirtschaftlich ge- 
nutzte Böden dadurch berücksichtigt, daß vorge- 
schrieben wird, eine ekelerregende und vor allem 
eine seuchenhygienisch gefährliche Beeinflussung 
von Lebens- und Futtermitteln oder deren Rohpro- 
dukten zu vermeiden. Eine befriedigende Regelung 
dieser Frage ist sowohl von der Interparlamentari- 
schen Arbeitsgemeinschaft als auch vom Deutschen 
Bundestag in den letzten Jahren wiederholt verlangt 
worden. Die Schlußvorschriften des Entwurfs (§§ 13 
bis 20) enfhalten Zuständigkeitsregelungen, Buß- 
geld-, Straf- und Geheimhaltungsbestimmungen so- 
wie eine Änderung des § 12 des Bundes-Seuchenge- 
setzes und eine Änderung des § 38 des Bundesbau- 
gesetzes. 


5. Kosten 

Dem Bund entstehen durch dieses Gesetz unmittel- 
bar keine Kosten. Den Ländern entstehen Verwal- 
tungskosten durch den Vollzug des Gesetzes, vor- 
nehmlich durch die Erteilung der Genehmigungen 
sowie durch Überwachung von Anlagen und Einrich- 
tungen zur Abfallbeseitigung, die zum Teil von den 
Betroffenen zu erstatten sind. 

Die zur Abfallbeseitigung verpflichteten Gemeinden 
oder Gebietskörperschaften (§ 3) haben zunächst die 
Sachkosten zu tragen. Sie haben jedoch die Möglich- 
keit, diese Kosten für die Abfallbeseitigung durch 
Gebührenerhebung bei den Besitzern der Abfall- 
stoffe weitgehend zu decken. 

Nach einer überschlägigen Schätzung von Sachver- 
ständigen beträgt der Investitionsbedarf für Abfall- 
beseitigungsanlagen nach der zur Zeit gegebenen 
Rechtslage allein bei den Gemeinden bis zum Jahre 
1975 etwa 3 Milliarden Deutsche Mark. Diese Schät- 
zung geht davon aus, daß bis zu diesem Zeitpunkt 
viele, vor allem der größeren Gemeinden, teure 
Verbrennungsanlagen errichtet werden. Das Gesetz 
schreibt den Beseitigungspflichtigen jedoch nur vor, 
Abfallstoffe in Abfallbeseitigungsanlagen zu besei- 
tigen. Die Wahl des Verfahrens bleibt den Beseiti- 
gungspflichtigen überlassen. Sie können sich für 
ein billigeres technisches Verfahren entscheiden, so- 
fern dabei der Grundsatz in § 1 des Gesetzes ein- 
gehalten wird. 

Sofern die zur Beseitigung der Abfallstoffe nach dem 
Gesetz Verpflichteten von den Verfahren der Kom- 
postierung, Verbrennung oder Vergasung Gebrauch 
machen, entstehen gegenüber den bisher zu veran- 
schlagenden Investitions- und Betriebskosten durch 


dieses Gesetz keine ins Gewicht fallenden finanziel- 
len Mehrbelastungen. 

Größere finanzielle Auswirkungen können sich je- 
doch örflich ergeben, wenn die bisher übliche, soge- 
nannte ungeordnete Müllablagerung durch eine ge- 
ordnete und kontrollierte Ablagerung unter be- 
stimmten Vorsichtsmaßnahmen ersetzt wird. Nach 
Meinung von Sachverständigen stehen sich bei bei- 
den Verfahren folgende Kosfen gegenüber: 

ungeordnete Ablagerung 0,25 bis 5,00 DM/t 

geordnete, kontrollierte 

Ablagerung 1,00 bis 10,00 DM/t 

Diese Kostenschätzung erscheint eher zu hoch ge- 
griffen als zu niedrig. Nach der Kostenzusammen- 
stellung für einen Großversuch mit der geordneten, 
kontrollierten Ablagerung in der Stadt Bochum muß- 
ten beispielsweise in der Zeit vom 1. Oktober 1964 
bis 30. September 1965 für die Beseitigung von 
70 000 t Abfallstoffen insgesamt nur 84 000 DM auf- 
gewendet werden. Der Kostenaufwand betrug somit 
damals 1,20 DM je Tonne Abfall. In diesen Kosten 
sind enthalten: 

1. Lohnkosten für 1 Raupenführer und 

Lohnkosten für einen zeitweise ein- 
gesetzten Abladeplatzarbeiter ein- 
schließlich ürlaubs- und Krank- 
heitszuschlägen und Gemeinkosten- 
zuschlag 24 600 DM 

2. Anteilige Kosten der Verwaltung . . 2 400 DM 

3. ünterhaltungskosten (Abdeckmate- 
rial, Schlacke für Wege, Abschir- 


mung usw.) 11 000 DM 

4. Kosten des Fuhrparks für die Ge- 
stellung der Raupe, einschließlich 
Reserve bei Ausfall 45 000 DM 


darin sind enthalten, neben den di- 
rekten Betriebskosten, der Kapital- 
dienst für 5jährige Abschreibung, 
einschließlich kalkulatorischer Ver- 
zinsung des Restkapitals 

5. Fremdleistungen (Anfuhr von Mate- 
rial, Anmietung eines Tiefladers 
für Raupentransport usw.) 1 000 DM 

84 000 DM 

Kosten von 5 DM pro Tonne und mehr dürften 
aller Voraussicht nach nur dann zu erwarten sein, 
wenn besonders kostspielige Vorsichtsmaßnahmen, 
beispielsweise bei Müllablagerung in einem beson- 
ders schutzbedürftigen Grundwassergebiet, getrof- 
fen werden müssen. 

Soweit unter diesen ümständen durch die neuen 
gesetzlichen Vorschriften erhöhte Ausgaben für die 
Abfallbeseitigung entstehen, können diese im all- 
gemeinen durch rationellere Bewirtschaftung oder 
durch Gebührenerhöhung abgefangen werden. Bei 
gewerblichen Betrieben gehen diese Aufwendungen 
in die Produktionskosten ein. 

Für Errichtung und Betrieb von Abfallbeseitigungs- 
anlagen gilt in der Regel der Grundsatz, daß diese 
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Anlagen um so rentabler sind, je mehr Einwohner 
angeschlossen sind. Da ordnungsgemäße Abfallbe- 
seitigungsanlagen also aus Wirtschaftlichkeitsgrün- 
den nicht zu klein gebaut werden dürfen, waren bis- 
her in der Regel nur große Gemeinden in der Lage, 
geeignete Anlagen zu errichten und rentabel zu be- 
treiben. Die vielen kleinen Gemeinden vermögen 
diese Schwierigkeiten jedoch durch die in § 5 vor- 
gesehenen überörtlichen Abfallbeseitigungspläne zu 
überwinden, die Zusammenschlüsse mit großen Ge- 
meinschaftsanlagen fördern werden. Durch Gemein- 
schaftsanlagen für angemessen große, regionale Be- i 
reiche lassen sich erhebliche Investitionsmittel aus | 
den Gemeindehaushalten einsparen, die einzelnen 
Anlagen besser auslasten, die Wirtschaftlichkeit der 
gesamten Abfallbeseitigung wesentlich günstiger I 
gestalten und die laufenden Betriebskosten je Ein- j 
wohner bedeutend ermäßigen. j 

Die Wirtschaftlichkeit derartiger Anlagen oder Ein- | 
richtungen in Gemeinden kann häufig noch gestei- i 
gert werden, wenn die Gemeinden auch industrielle 
Abfallstoffe mit beseitigen. 

Der Ausbau von Abfallbeseitigungsanlagen zur För- 
derung des Ausbaus der Infrastruktur, soweit er 
für die Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft er- 
forderlich ist, wird in bestimmten Förderungsgebie- 
ten als Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Län- 
dern nach Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 2 GG wahrgenom- 
men (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 2 b und Abs. 2 des Geset- 
zes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsslruktur'' vom 6. Okto- 
ber 1969 — BGBL I S. 1861). Der Bund trägt inso- 
weit die Hälfte der Kosten. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

§ 1 enthält das Ziel des Gesetzes und zugleich die 
Rechtsgüter, deren Schutz es dient. 

Ziel des Gesetzes ist es, die unschädliche Beseiti- 
gung von Abfallstoffen im Rahmen der dem Bund 
zustehenden Kompetenzen zu gewährleisten (Vgl. 
1. Allgemeiner Teil, Ziffer 3). Nicht genannt sind der 
Schutz vor Luftverunreinigungen und vor Lärm, weil 
die ihm dienenden Vorkehrungen in mehreren Bun- 
desgesetzen bereits geregelt sind oder durch das in 
Vorbereitung befindliche Bundesimmissionsschutz- 
gesetz geregelt werden sollen. 

Zu § 2 
Absatz 1 

§ 2 enthält die Abgrenzung des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes. Im Gesetz wird stets von Abfall- 
stoffen, nicht von Abfällen oder Müll gesprochen, da 
der Begriff Abfallstoffe nicht nur in einer Anzahl 
geltender Gesetze (§ 12 BSeuG; § 5 Abs. 2 Nr. 4, § 9 
Abs. 1 Nr. 7, § 40 Abs. 1 Nr. 5 BBauG), sondern auch 
in der Fachsprache (Merkblätter der Zentralstelle für 
Abfallbeseitigung) regelmäßig gebraucht wird. Der 


Versuch einer erschöpfenden Aufzählung der Ab- 
fallstoffe erweist sich als wenig aussichtsreich. Was 
Abfallstoffe sind, soll sich daher primär aus dem 
Willen des Besitzers, sich ihrer zu entledigen, er- 
geben. In der Regel kann es dem Besitzer überlas- 
sen bleiben, welcher Sachen er sich entledigen und 
sic damit zu Abfailstoffen machen will. Die Entschei- 
dungsfreiheit des Besitzers muß jedoch hinter dem 
öffentlichen Interesse an der Beseitigung solcher 
Abfallstoffe zurücktreten, von denen Gefahren für 
die im § 1 genannten Rechtsgüter ausgehen. 

Der Begriff „Beseitigung" wird hier im eigentlichen 
Wortsinn verstanden. Er bedeutet nicht nur die Ver- 
nichtung von Abfallstoffen. Beseitigung ist danach 
auch die Abfallverbrennung, die Deponie oder auch 
eine Weiterverwendung durch Kompostierung. 

Absatz 2 

Die „Abfallbeseitigung" umfaßt den gesamten Vor- 
gang, der beim Sammeln und Abtransportieren be- 
ginnt, soweit erforderlich auch eine Zwischenlage- 
rung einschließt, sich je nach Beseitigungsart auch 
auf das „Behandeln", d. h. auf das Aufbereiten, Ver- 
brennen, Kompostieren u. a. bezieht und beim Ab- 
lagern endet. Allerdings lassen sich die Bereiche des 
„Beseitigens" und des in diesem Gesetz nicht all- 
gemein erfaßten „Verwertens" nicht immer scharf 
voneinander abgrenzen (vgl. z. B. § 12, aber auch 
den Fall der Abfallkompostierung). 

Absatz 3 

Für eine Anzahl von Abfallstoffen gibt es bereits 
Regelungen. Deshalb konnten die nach dem Tier- 
körperbeseitigungsgesetz, dem Fleischbeschaugesetz, 
dem Viehseuchengesetz, dem Pflanzenschutzgesetz 
und dem Atomgesetz zu beseitigenden Abfallstoffe 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenom- 
men werden. Für Abfallstoffe aus bergbaulichen Be- 
trieben treffen die bergrechtlichen Betriebspläne 
ausreichende Bestimmungen. 

Die gasförmigen Abfallstoffe gehören in den Sach- 
zusammenhang der Luftreinhaltung und sind deshalb 
hier zugunsten geltender oder zu erwartender Im- 
missionsschutzvorschriften ausgeklammert. Bestim- 
mungen über die Beseitigung gasförmiger Abfall- 
stoffe erscheinen schon deshalb hier nicht erforder- 
lich, da durch die Vorschriften über genehmigungs- 
bedürftige Anlagen nach § 16 der Gewerbeordnung 
für die in der Regel gerade in solchen Anlagen auf- 
tretenden gasförmigen Abfallstoffe hinreichende 
Regelungen getroffen sind. 

Für Abwasser, soweit es in Gewässer oder Abwas- 
leranlagen eingeleitet wird, enthalten das Wasser- 
haushaltsgesetz und die Landeswassergesetze, der 
mit § 17 zu ändernde § 12 des Bundes-Seuchengeset- 
zes, die Landesbauordnungen sowie eine Reihe wei- 
terer Spezialgesetze ausreichende Regelungen. 
Schließlich brauchen Altöle nicht unter das Abfall- 
beseitigungsgesetz zu fallen, soweit sie von den 
nach dem Altölgesetz abnahmepflichtigen Unterneh- 
men abgeholt werden und ihre unschädliche Beseiti- 
gung auf diese Weise sichergestellt ist. 
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Zu § 3 

Absatz 1 

Abfälle lassen sich unter den gegenwärtigen Le- 
bensbedingungen nicht nur in Städten, sondern auch 
in ländlichen Gebieten von den einzelnen Bürgern 
nicht mehr ordnungsgemäß beseitigen. Ihre Beseiti- 
gung ist zu einer öffentlichen Aufgabe des Umwelt- 
schutzes geworden, zu deren Bewältigung allenfalls 
die Gemeinden oder, wo deren Kräfte und Möglich- 
keiten überschritten werden, größere Gebietskörper- 
schaften oder Gemeindeverbände in der Lage sind. 
In dieser Erkenntnis haben sich die meisten Gemein- 
den bisher schon weitgehend der Abfallbeseitigung 
angenommen und sind in diesem Sinne auch be- 
reits im Bundes-Seuchengesetz verpflichtet worden. 
Dadurch, daß neben den Gemeinden auch „andere 
durch Landesrecht benannte Gebietskörperschaften'' 
erwähnt werden, bleibt die Entscheidungsfreiheit 
der Länder gewahrt, diese im einzelnen zu bestim- 
men. Außerdem wird hiermit zum Ausdruck ge- 
bracht, daß in der Organisation der Abfallbeseiti- 
gung möglichst großräumige Lösungen anzustre- 
ben sind. Die Kosten der Beseitigung können nach 
dem Abgabenrecht der Länder den Besitzern der 
Abfallstoffe auferlegt werden. Dieses Gesetz muß 
die Regelung der Kostenpflicht dem Landesrecht 
überlassen. Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß die durch 
das Gesetz verpflichteten Gemeinden oder sonstigen 
Gebietskörperschaften sich dabei auch Dritter, z. B. 
öffentlich-rechtlicher Verbände, zivilrechtlicher Zu- 
sammenschlüsse oder privater Beseitigungsunter- 
nehmen bedienen können. 

Absatz 2 

Es kann in Sonderfällen, etwa bei sehr kleinen Ge- 
meinden oder Streusiedlungen, erforderlich sein, 
von der Verpflichtung nach Absatz 1 abzuweichen. 
Solche abweichenden Regelungen sollen aber nicht 
auf Dauer erfolgen können, sondern widerrufbar 
oder befristet bleiben. 

Absatz 3 

Diese Bestimmung ermöglicht es, mit Zustimmung 
der zuständigen Behörden die Beseitigung von Ab- 
fällen den Besitzern zu überlassen, wenn den Ge- 
meinden oder Gebietskörperschaften die Beseitigung 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
möglich ist. Das kann sowohl auf die Art der Ab- 
fälle (z. B. giftige Stoffe) als auch für ihre Menge 
(Abfälle aus Großunternehmen) zurückzuführen 
sein. Wenn die Beseitigung in diesen Fällen für die 
Gemeinde oder Gebietskörperschaft zu größeren In- 
vestitionen führen würde, deren Deckung durch Ge- 
bühren nicht hinreichend gesichert ist oder wenn der 
Abfallbesitzer selbst die Abfälle billiger beseitigen 
könnte, ist es nicht gerechtfertigt, an der Beseiti- 
gungspflicht festzuhalten. 

Absatz 4 

Wenn Gemeinden oder sonstige Gebietskörperschaf- 
ten von der Beseitigungspflicht befreit werden, muß 
der Besitzer der Abfallstoffe zur Beseitigung ver- 
pflichtet werden. Gleiches gilt, wenn die Gemeinde 
Abfallstoffe nach Absatz 3 von der Beseitigung aus- 


schließt. Auch der zur Beseitigung verpflichtete Be- 
sitzer kann sich zur Erfüllung dieser Pflicht Dritter 
bedienen. 

Absatz 5 

Um eine Zersplitterung der Abfallbeseitigung zu 
vermeiden, aber auch aus wirtschaftlichen Gründen, 
kann es geboten sein, die Mitbenutzung vorhande- 
ner Abfallbeseitigungsanlagen durch andere Besei- 
tigungspflichtige zu ermöglichen und falls erforder- 
lich zu erzwingen. Ein solches Zwangsrecht ist auch 
aus dem Wasserrecht bekannt; es hat sich dort als 
Notbehelf in Fällen, in denen anders eine rationelle 
und volkswirtschaftlich sinnvolle Lösung nicht er- 
reichbar ist, bewährt. 

Uber die mögliche Verpflichtung, eine Mitbenutzung 
zu gestatten, soll die zuständige Behörde auf Grund 
ihrer Sachkenntnis entscheiden. Das Entgelt für die 
Mitbenutzung soll zunächst einer freien Überein- 
kunft der beiden Partner überlassen bleiben; erst 
bei Nichteinigung soll es durch die zuständige Be- 
hörde festgesetzt werden. Eine solche Verpflichtung, 
deren Begründung an die Zumutbarkeit für den In- 
haber der Anlage gebunden und die mit einem Aus- 
gleich durch ein „angemessenes Entgelt" verbunden 
ist, konkretisiert die Sozialbindung des Eigentums 
an Abfallbeseitigungsanlagen. Der Grundrechts- 
schutz eines solchen Unternehmens hindert den Ge- 
setzgeber nicht, es in einen öffentlichen Dienst zu 
stellen, wenn das Unternehmen dadurch nicht mit 
einer ihm grundsätzlich fremden Tätigkeit belastet 
wird und die Öffentlichen Aufgaben anders nicht 
oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten 
erledigt werden können. 

Da die Verwaltungsgerichte voraussichtlich mit an- 
deren Fragen des Rechts der Abfallbeseitigung häu- 
fig befaßt und die erforderliche Sachkenntnis haben 
werden, empfiehlt es sich nicht, Streitigkeiten über 
die Höhe des Entgelts dem ordentlichen Rechtsweg 
zuzuweisen. 

Absatz 6 

Wenn der Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage, 
insbesondere ein Industriebetrieb mit eigenen gro- 
ßen Mengen von Abfallstoffen, Abfälle kostengün- 
stiger beseitigen kann als die verpflichtete Körper- 
schaft, wäre es unwirtschaftlich, solche Abfälle unter 
Aufwendung höherer Kosten von der Gebietskörper- 
schaft beseitigen zu lassen. Andererseits darf die 
Überlassung der Beseitigung an den Inhaber einer 
Anlage nicht dazu führen, daß für die Gebietskörper- 
schaft die Beseitigung der restlichen Abfälle unra- 
tionell wird. Deshalb kann dem Inhaber der An- 
lage auch die Beseitigung der restlichen Abfälle der 
Körperschaft gegen Kostenerstattung übertragen 
werden; dies allerdings nur im Rahmen des Zumut- 
baren. 

Absatz 7 

Die bei der Gewinnung von Mineralien geschaffenen 
Abbauräume und sonstigen Baue bieten zur Beseiti- 
gung von Abfallstoffen oft zweckmäßige, sichere und 
reichliche Möglichkeiten, die angesichts des Mangels 
an geeigneten Deponieplätzen bei steigendem Müll- 
aufkommen auch tatsächlich genutzt werden müssen. 
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Ob eine solche Nutzung stattfindet, soll sich nach 
der Zweckmäßigkeit und der Möglichkeit einer ge- 
fahrlosen und unschädlichen Abfallbeseitigung rich- 
ten und nicht durch die Ablehnung der über die 
Abbauräume Verfügungsberechtigten verhindert 
werden können. 

Dabei handelt es sich im wesentlichen um zwei 
Gruppen von Abfallbeseitigung: 

1. Für die Beseitigung von Massenabfällen, insbe- 
sondere von Haushaltsabfällen werden wegen 
der Transportkosten im allgemeinen nur Tage- 
baue in Frage kommen (Baue des Braunkohle- 
bergbaus, Sand-, Kies-, Ton- und Lehmgruben, 
Steinbrüche und sonstige Mineralgewinnungsbe- 
triebe im Tagebau). Der Zugang zu derartigen 
Tagebauen verursacht meist keine größeren 
Schwierigkeiten. Die fnanspruchnahme von son- 
stigen Betriebsanlagen oder Einrichtungen mit 
Ausnahme der Zufahrtswege dürfte hier kaum er- 
forderlich sein. 

2. Spezialabfälle fallen in sehr viel kleineren Men- 
gen an, vertragen im Gegensatz zu Massenab- 
fällen eine größere Kostenbelastung durch den 
Transport und können daher auch in Untertage- 
baue gebracht werden. 

Das wesentliche Problem bei Spezialabfällen ist nicht 
die Platzfrage, sondern die sichere, unschädliche De- 
ponie von Stoffen erhöhter Gefährlichkeit. Ein be- 
reits praktiziertes technisches Beispiel ist die Depo- 
nie radioaktiver Abfälle in Untertagebauen eines 
Salzbergwerkes. Bei Untertagedeponie wird es al- 
lerdings meist nötig sein, daß Betriebsanlagen und 
-einrichtungen der Grube - — vor allem Transport- 
anlagen — benutzt werden. 

Die Auffüllung von Abbauräumen mit Abfallstoffen 
bedeutet im allgemeinen eine Verbesserung des 
durch die Mineralgewinnung nachteilig veränderten 
Gebietes und führt mit der anschließenden Rekulti- 
vierung bei Tagebauen zu einer Wiedereingliede- 
rung der Grundstücke in die Kulturlandschaft. Nach- 
dem durch die Mineralgewinnung ein sehr starker 
Eingriff in die Umwelt in Kauf genommen worden 
war, hält sich die Verpflichtung zur Duldung von 
Abfallbeseitigung in Mineralgewinnungsbetrieben 
unter den genannten Voraussetzungen im Rahmen 
der Sozialgesundhhit des Eigentums (vergl. das in 
Absatz 5 Gesagte). Von einer über die Kostenerstat- 
tung hinausgehenden Vergütung für die Inanspruch- 
nahme der Grubenbaue für die Abfallbeseitigung 
kann daher abgesehen werden. Häufig wird dadurch 
nach Rekultivierung sogar eine Steigerung des 
Grundstückwertes erreicht werden. 

Die dem über die Mineralgewinnungsanlage Ver- 
fügungsberechtigten durch die Abfallbeseitigung 
entstehenden Kosten sind allerdings von Beseiti- 
gungspflichtigen voll zu erstatten. Darüber hinaus 
ist der Vorrang der Mineralgewinnung zu wahren. 
Dies gilt nicht nur für mögliche Kollisionen der 
Abfallbeseitigung mit dem laufenden Betrieb, son- 
dern eventuell auch für die Wahrung künftiger Mög- 
lichkeiten der Mineralgewinnung, auch bei stillge- 
legten Betrieben. Es ist damit zu rechnen, daß im 
allgemeinen nur stillgelegte Betriebe oder Betriebs- 
teile zur Abfallbeseitigung herangezogen werden 


können. Die Entscheidung ist der zuständigen Be- 
hörde überlassen, die damit neben der Verantwor- 
tung für volkswirtschaftliche Belange auch die Er- 
fordernisse der Technik und der Grubensicherheit 
zu wahren hat. 

Zu § 4 

Absatz 1 

Die Ordnung der Abfallbeseitigung, die dieses Ge- 
setz erreichen will und damit die Vermeidung der 
aus einer ungeregelten Abfallbeseitigung drohenden 
Gefahren sind nur zu erreichen, wenn Abfallstoffe 
grundsätzlich nur in dazu bestimmten Anlagen oder 
Einrichtungen („Abfallbeseitigungsanlagen'') besei- 
tigt werden dürfen und dadurch jede „wilde" Ab- 
lagerung ausgeschlossen wird. 

Die Begriffe „Anlagen" und „Einrichtungen" sind 
bewußt weit gewählt, um möglichst großen Raum 
für die individuellen Bedürfnisse zu lassen und nicht 
unnötig den der technischen Entwicklung unterwor- 
fenen Methoden der Abfallbeseitigung vorzugreifen. 
Deshalb wurde auch vermieden, hier bestimmte 
Arten der Abfallbeseitigung hervorzuheben. 

Ein Abweichen von dem Gebot der Abfallbeseiti- 
gung in Anlagen und Einrichtungen ist für die Auf- 
bringung von Abfallstoffen auf Böden erforderlich 
und wird in § 12 geregelt. 

Absatz 2 

Im Einzelfall kann es sich als unbedenklich erwei- 
sen, Abfallstoffe außerhalb der dazu bestimmten 
Anlagen oder Einrichtungen zu beseitigen. Wenn in 
solchen Fällen die Beseitigung der Abfallstoffe ent- 
sprechend den Bestimmungen des § 1 für den Besei- 
tigungspflichtigen eine unzumutbare Härte bedeutet, 
eröffnet der Absatz 2 eine Ausnahmemöglichkeit. 
Um etwa auftauchenden Gefahren in solchen Fällen 
unverzüglich begegnen zu können, wird nur eine 
widerrufliche Ausnahme zugelassen. 

Absatz 3 

Mit der vorgesehenen Rechtsverordnung ist die 
Möglichkeit gegeben, Abfallstoffe, deren Beschaf- 
fenheit und Menge eine Beeinträchtigung der Um- 
welt nicht erwarten lassen, von der Verpflichtung 
zur Beseitigung „in den dazu bestimmten Anlagen 
und Einrichtungen" auszunehmen. Eine solche Rege- 
lung kann notwendig werden, wenn bei der Durch- 
führung des Gesetzes die Erfassung bestimmter 
Stoffe oder geringfügiger Abfallmengen zu große 
Schwierigkeiten bereiten würde. Da sich durch die 
technische Entwicklung sowohl Abfallstoffe als auch 
Beseitigungsmöglichkeiten und damit die Grenzen 
einer zweckmäßigen und gefahrlosen Beseitigung 
laufend ändern, bietet eine Rechtsverordnung den 
Vorteil einer schnelleren Anpassung an die Gege- 
benheiten. 

Zu § 5 

Absatz 1 

Die Aufstellung von Plänen zur Abfallbeseitigung 
nach überörtlichen Gesichtspunkten soll es ermög- 
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liehen, unbehindert von Gebietsgrenzen unter Be- 
rücksichtigung der Eignung der Plätze, des regiona- 
len Abfallaufkommens, der Transportfragen und 
einer rationellen Zusammenfassung zu wirtschaft- 
lichen Anlagegrößen die geeignetsten Standorte 
festzulegen und erforderlichenfalls für verbindlich 
zu erklären. 

Absatz 2 

Da die Länder das Verfahren zur Aufstellung über- 
örtlicher Abfallbeseitigungspläne regeln, können 
diese Pläne auch den regionalen Gegebenheiten und 
Bedürfnissen so weit wie möglich angepaßt werden. 
Die Länder können auch untereinander Verein- 
barungen über gemeinsame Abfallbeseitigungspläne 
treffen. 


Zu § 6 

Absatz 1 

Errichtung und Betrieb von Abfallbeseitigungsanla- 
gen erfordern nicht nur die Genehmigung der für 
die Abfallbeseitigung zuständigen Behörde, sondern 
in der Regel auch Entscheidungen anderer Behörden, 
insbesondere auf Grund des Baurechts, des Wasser- 
rechts, des Bergrechts und des Gewerberechts. Um 
die Vielfalt der behördlichen Entscheidungen und 
Zustimmungen in einem Verfahren zusammenzu- 
fassen, erscheint — auch nach einhelliger Ansicht 
der zuständigen obersten Landesbehörden — die 
Planfeststellung in der Regel als das zweckmäßigste 
Verfahren. Ausnahmen von diesem Verfahren er- 
scheinen lediglich für die nach § 16 der Gewerbe- 
ordnung zu genehmigenden Anlagen geboten. Ge- 
genstand des Planfeststellungsverfahrens sind Er- 
richtung und der Betrieb von Abfallbeseitigungsan- 
lagen. Gleiches gilt auch für die wesentliche Ände- 
rung der Anlagen und ihres Betriebes. Durch die 
Planfeststellung soll gesichert werden, daß Abfall- 
beseitigungsaniagen unter den verschiedenen Er- 
fordernissen einer möglichst unschädlichen Abfall- 
beseitigung in einem Verfahren geprüft werden. 
Die Bestimmung von Planfeststellungs- und Anhö- 
rungsbehörde, die nicht identisch sein müssen, wird 
— von der Sonderregelung des Absatzes 4 abge- 
sehen — - dem Landesrecht überlassen. 

Absatz 2 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und 
zur Beschleunigung des behördlichen Verfahrens ist 
für unbedeutende Anlagen und unwesentliche Ände- 
rungen ein einfaches Genehmigungsverfahren vor- 
gesehen. Ist mit Einwendungen zu rechnen, muß 
eine Planfeststeilung erfolgen. 

Absatz 3 

Die Ausnahme vom Planfeststellungsverfahren für 
Anlagen, die der Genehmigung nach § 16 der Ge- 
werbeordnung bedürfen, erscheint zweckmäßig, da 
dieses Verfahren sich in der Praxis bewährt hat. 
Es ist ein der Planfeststellung ähnliches förmliches 
Verfahren, in dem die verschiedenartigen öffent- 
lichen Belange zu berücksichtigen sind. 


Absatz 4 

Die Zuständigkeit der Bergbehörde als Planfest- 
stellungs- und Anhörungsbehörde für Anlagen in 
Mineralgewinnungsbetrieben, die der Bergaufsicht 
unterliegen, empfiehlt sich wegen der sonstigen 
Zuständigkeit dieser Behörde in diesem örtlich fest- 
gelegten Bereich. Sie ist auch erforderlich aus Grün- 
den der Grubensicherheit. Die Bergbehörde kann 
auch Anordnungen nach § 3 Abs. 7 mit den Belan- 
gen der Grubensicherheit am ehesten in Einklang 
bringen. 


Zu § 7 

Ein bundeseinheitliches Verfahren im Vollzug die- 
ses Gesetzes ist aus rechtlichen und technischen Er- 
wägungen notwendig. Um dieses zu gewährleisten, 
wird auf das Verwaltungsverfahrensgesetz verwie- 
sen. 


Zu § 8 

Absatz 1 

Zur Wahrung des Grundsatzes in § 1 ist es erfor- 
derlich, Planfeststellungen und Genehmigungen nach 
diesem Gesetz durch Bedingungen inhaltlich zu be- 
schränken oder mit Auflagen zu versehen. Damit 
durch zeitlich unbegrenzte Feststellungen nicht die 
technische Entwicklung der Abfallbeseitigung ge- 
hemmt und die Möglichkeiten neuer planerischer 
Entscheidungen gestört oder gar ausgeschlossen 
werden, kann eine Befristung der Planfeststellung 
oder der Genehmigung erforderlich sein. Uber die 
Dauer der Frist entscheidet die Behörde nach ihrem 
Ermessen unter Abwägung der Interessen des An- 
tragstellers und der öffentlichen Interessen. 

Der gesetzliche Vorbehalt nachträglicher Auflagen 
ist gerechtfertigt durch die Notwendigkeit, die un- 
schädliche Abfallbeseitigung auch unter Berücksich- 
tigung neu hinzutretender Umstände, etwa nach- 
träglich auftretender Gefahren oder des Fortschritts 
von Wissenschaft und Technik, zu gewährleisten. 
Durch solche Auflagen können neue, sowohl geän- 
derte wie auch zusätzliche Anforderungen an An- 
lagen und Einrichtungen sowie an ihren Betrieb 
gestellt werden. 

Absatz 2 

Es liegt im Interesse eines nachhaltigen Umwelt- 
schutzes, nicht nur während des Betriebes von Ab- 
fallbeseitigungsanlagen schädliche Einwirkungen auf 
die Umgebung auszuschalten. Auch nach Stillegung 
einer Abfallbeseitigungsanlage muß der Grundsatz 
in § 1 gewahrt bleiben und jede schädliche Einwir- 
kung vermieden werden. Außerdem soll das Gelände 
der Abfallbeseitigungsanlage rekultiviert und ander- 
weitig genutzt werden. Zur Deckung der Kosten, die 
diese Forderungen verursachen, stehen nach Beendi- 
gung der Abfallbeseitigung oft keine Einnahmen 
aus Gebühren und dem Entgelt von Beseitigungs- 
pflichtigen mehr zur Verfügung. Die Forderung nach 
Sicherheitsleistung ist daher in bestimmten Fällen 
angebracht. 
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Absatz 3 

Die zuständige Behörde hat von Amts wegen zu 
prüfen, ob die Planfeststellung oder Genehmigung 
der beantragten Anlage oder Einrichtung mit den 
nach § 5 aufgestellten Abfallbeseitigungsplänen so- 
wie den Anforderungen des Grundsatzes in § 1 zu 
vereinbaren ist. Dabei wird sie festzustellen haben, 
ob zu erwartende Gefahren, Schäden oder nach- 
teilige Folgen durch Auflagen verhütet oder aus- 
geglichen werden können. Wenn das nicht möglich 
ist, muß die Planfeststellung oder die Genehmigung 
versagt werden. In allen anderen Fällen kann die 
Planfeststellung oder Genehmigung versagt wer- 
den, wenn die Anlage einem Abfallbeseitigungsplan 
zuwiderläuft. 

Zu § 9 

Absatz 1 

Der Zweck des Gesetzes, die Abfallbeseitigung zu 
ordnen, hat nur dann Aussicht auf Verwirklichung, 
wenn die zuständigen Behörden auch die bereits 
vorhandenen Abfallbeseitigungsanlagen erfassen. 
Da hier ein nachträgliches Genehmigungsverfahren 
weder notwendig noch praktikabel ist, wird für 
solche Anlagen die Anzeige vorgeschrieben. Not- 
wendig ist diese Anzeige auch, um für die bestehen- 
den Anlagen eine ordnungsgemäße Überwachung 
(§ 11) und gegebenenfalls eine einwandfreie Still- 
legung (§ 10) zu gewährleisten. 

Absatz 2 

Zur Ordnung der Abfallbeseitigung gehört beson- 
ders in den nächsten Jahren eine Sanierung der 
bereits bestehenden Anlagen. Der Absatz 2 gibt 
hierzu die Möglichkeit, indem auch für solche An- 
lagen Auflagen, Bedingungen oder Befristungen an- 
geordnet werden können oder der Betrieb ganz 
oder teilweise untersagt werden kann. Die Notwen- 
digkeit dieser Vorschrift wird auch deutlich, wenn 
berücksichtigt wird, daß nach § 8 Abs. 1 Satz 3 
selbst bei neuerteilten Genehmigungen nachträg- 
liche Auflagen möglich sind und alte Anlagen in der 
Regel den Grundsätzen in § 1 weniger entsprechen. 

Wesentliche Änderungen bereits bestehender Ab- 
fallbeseitigungsanlagen bedürfen nach § 6 Absatz 1 
der Planfeststellung, falls nicht die Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 2 vorliegen. 

Absatz 3 

Abfallbeseitigungsanlagen, die nach § 16 Abs. 1 
oder § 25 Abs. 1 der Gewerbeordnung genehmigt 
oder nach § 16 Abs. 4 der Gewerbeordnung ange- 
zeigt worden sind, haben bereits einem förmlichen 
Genehmigungsverfahren unterlegen und sind damit 
auch bei der gewässerrechtlich zuständigen Behörde 
erfaßt worden. Die Gewerbeordnung gibt auch für 
nach ihr genehmigte oder angezeigte Anlagen in 
§ 25 Abs. 3 die Möglichkeit, nachträgliche Anord- 
nungen zu treffen. Unter den in § 51 der Gewerbe- 
ordnung angegebenen Voraussetzungen kann im 
äußersten Fall der Betrieb der Anlage untersagt 
werden. Absatz 3 entspricht der Ausnahme in § 6 
Abs. 3. 


Zu § 10 

Absatz 1 

Von Abfallbeseitigungsanlagen können auch nach 
Stillegung schädliche Wirkungen ausgehen. Stillge- 
legte Deponien können beispielsweise durch Aus- 
spülung zu einer schädlichen Verunreinigung des 
Grundwassers oder zur Verbreitung von Krankheits- 
erregern führen. Im übrigen kann die Stillegung 
aller erreichbaren Abfallbeseitigungsanlagen zur 
Folge haben, daß eine unschädliche Beseitigung von 
Abfallstoffen in einem bestimmten Gebiet nicht 
mehr gewährleistet ist. Die Anzeige gibt der zustän- 
digen Behörde Gelegenheit, geeignete Maßnahmen 
zur Verhütung von Gefahren, Schäden oder nach- 
teiligen Folgen anzuordnen. 

Absatz 2 

Im Sinne eines zeitgemäßen Umweltschutzes dürfen 
stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen weder durch 
ihr äußeres Bild die Landschaft verunstalten und 
durch ihren Zustand eine sinnvolle weitere Verwen- 
dung des Geländes ausschließen, noch dürfen sie 
Grund- oder Oberflächenwasser, Boden oder Luft 
schädlich verunreinigen. Die Behörde kann deshalb 
den bisherigen Inhaber der Abfallbeseitigungsan- 
lage verpflichten, das Gelände zu rekultivieren und 
dafür zu sorgen, daß auch nach Stillegung der An- 
lage keine Schäden oder nachteiligen Folgen von ihr 
ausgehen. Eine allgemeine gesetzliche Pflicht zur 
Rekultivierung erschien vermeidbar, weil auch An- 
lagen denkbar sind, deren Rekultivierung wegen an- 
derweitiger Verwendung des Grundstücks nicht not- 
wendig ist. 


Zu § 11 

Absatz 1 

Die Sicherung einer geordneten Abfallbeseitigung 
erfordert die Überwachung des Abfallbeseitigungs- 
betriebes und der dabei benutzten Anlagen und Ein- 
richtungen. Wegen der auch nach Beendigung des 
Betriebes weiter vorhandenen Gefahren kann die 
Überwachung auch auf stillgelegte Abfallbeseiti- 
gungsanlagen erstreckt werden. Bei der Überwa- 
chung der Beseitigung von Abfallstoffen sind — so- 
weit erforderlich — alle Behörden, deren Zustän- 
digkeitsbereich berührt wird, insbesondere die Ge- 
sundheitsbehörden zu beteiligen. 

Absatz 2 

Das Gesetz verpflichtet deshalb die Beseitiger von 
Abfallstoffen zu dulden, daß Beauftragte der Über- 
wachungsbehörden ihre Grundstücke betreten. Da 
die bloße Duldung der Überprüfung in vielen Fällen 
nicht aus reicht, verpflichtet das Gesetz die Betroffe- 
nen zur Auskunft und aktiven Mitwirkung, soweit 
dies für die Überwachung unentbehrlich ist. Eine 
Einschränkung des Grundrechts der Unverletzlich- 
keit der Wohnung erschien dagegen nicht zwingend 
geboten und sollte erst dann erwogen werden, wenn 
die Erfahrungen zeigen, daß die Überwachung ohne 
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eine solche Einschränkung nicht gewährleistet wer- 
den kann. 


Zu § 12 

Absatz 1 

Bestimmte, vor allem fäkalienhaltige Abfallstoffe, 
in steigendem Umfange auch Schlämme von Abwas- 
serkläranlagen, werden vielfach auf Nutzböden auf- 
gebracht. Die Verpflichtung zur Beseitigung in be- 
sonderen Anlagen oder Einrichtungen entfällt hier. 
Allerdings müssen auch solche Verfahren die Grund- 
sätze in § 1 wahren. Sie unterliegen ebenfalls der 
Überwachung nach § 11. Die Beachtung anderer 
Rechtsvorschriften (z. B. § 13 Abs. 1 Nr. 5 Wasser- 
gesetz Baden-Württemberg) bleibt unberührt. 

Absatz 2 

Das Aufbringen der in Absatz 1 bezeichneten Ab- 
fallstoffe, vor allem bei der Erzeugung von pflanz- 
lichen Lebens- und Futtermitteln, kann diese Erzeug- 
nisse in ekelerregender Weise beeinflussen und be- 
trächtliche seuchenhygienische Gefahren für Mensch 
und Tier verursachen. Der besorgniserregende An- 
stieg des Befalls an Rinderfinne in den letzten Jah- 
ren ist vor allem auf Mißstände bei der Bodenbe- 
handlung zurückzuführen. Auch die Ausbreitung 
von Salmonellosen und anderen Infektionskrankhei- 
ten steht damit in Zusammenhang. Seuchenhygie- 
nische Gefahren drohen auch bei der Aufbringung 
auf Böden, auf denen keine Lebens- oder Futtermit- 
tel erzeugt werden; so können Krankheitserreger 
zum Beispiel durch Witterungseinflüsse (Verwehen 
durch Wind, Abschwemmen durch Regen) verbreitet 
werden. 

Zur Verhütung solcher Schäden müssen bundesein- 
heitlich die Voraussetzungen geregelt werden, unter 
denen diese Abfallstoffe auf landwirtschaftliche, 
forstwirtschaftliche oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht werden dürfen. 

Vorgesehen ist insoweit eine Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Die Er- 
mächtigung eröffnet die Möglichkeit, Beschränkun- 
gen oder Verbote für das Aufbringen und außer- 
dem eine besondere Behandlung der betreffenden 
Stoffe vor ihrem Aufbringen anzuordnen. 


Zu § 13 

Absatz 1 

Zur Sicherung der unschädlichen Beseitigung von 
Abfallstoffen bedarf es einer Sanktion. Die Bestim- 
mungen über Ordnungswidrigkeiten umfassen Fälle, 
die nicht als kriminelles Unrecht angesehen werden 
können. 

Absatz 2 

Die Höchstgrenze der Geldbuße erscheint notwen- 
dig. Es ist vorgesehen, auch in vergleichbaren Vor- 
schriften des Umweltschutzes diese Höchstgrenze 
einzuführen. 


Zu § 14 

Absatz 1 

Die rechtswidrige Abfallbeseitigung, die Leben oder 
Gesundheit anderer gefährdet, ist als kriminelles 
Unrecht anzusehen. 

Absatz 2 

Da auch die fahrlässige Tat zu erheblichen Gefahren 
führen kann, ist sie ebenfalls mit Strafe bedroht. 

Zu § 15 

Die Verletzung von Geheimhaltungspflichten durch 
Angehörige und Beauftragte der zuständigen Behör- 
den wird unter Strafandrohung gestellt. 

Zu § 16 

Die Bestimmung der zur Ausführung des Gesetzes 
zuständigen Behörden muß den Ländern überlassen 
bleiben. 

Zu § 17 

Soweit § 12 des Bundes-Seuchengesetzes sich mit der 
Beseitigung von Abfallstoffen außer Abwasser be- 
faßt, wird er durch die Bestimmungen dieses Geset- 
zes abgelöst. Soweit Abwasser nach Maßgabe des 
§ 2 Abs. 3 Nr. 5 aus dem Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes ausgenommen ist, gilt das Bundes-Seuchen- 
gesetz weiter. 

Das Bundes-Seuchengesetz wurde zuletzt geändert 
durch Artikel 23 des Gesetzes vom 24. Mai 1968 
(BGBl. I S. 503); da sich zur Zeit Gesetzentwürfe, mit 
denen das Bundes-Seuchengesetz geändert werden 
soll, im Gesetzgebungsverfahren befinden, ist die 
Angabe über die letzte Änderung offengeblieben. 

Zu § 18 

Mit der Ergänzung des § 38 Satz 1 Bundesbaugesetz 
wird die Planung von Abfallbeseitigungsanlagen 
einschließlich der Vorhaben, über die in dem förm- 
lichen Planfeststellungsbeschluß nach dem Abfall- 
beseitigungsgesetz entschieden wird, von den Vor- 
schriften des Dritten Teils des Bundesbaugesetzes 
freigestellt. Die in einem Planfeststellungsbeschluß 
festgesetzten Abfallbeseitigungsanlagen unterliegen 
hiernach insgesamt nicht den Zulässigkeitsvorschrif- 
ten der §§ 29 ff. Bundesbaugesetz. Maßgebend ist 
insoweit allein der Planfeststellungsbeschluß. 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht der Vor- 
schrift des § 17 Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz, die 
zusammen mit § 38 Bundesbaugesetz das vergleich- 
bare Verhältnis von Bauleitplanung und Fern- 
straßenfachplanung normiert. 

Zu § 19 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 20 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft treten. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


I. 


(1) Eine bundeseinheitliche und sachlich vollstän- 
dige Regelung über die Beseitigung des gesamten 
umweltschädlichen Abfalls ist dringend geboten. Der 
Bundesrat begrüßt, daß die Bundesregierung die ge- 
setzgeberischen Beratungen über die Regelung der 
Abfallbeseitigung eröffnet hat. 

Die geltende Kompetenzordnung gebietet jedoch 
dem Bundesgesetzgeber, seine Regelungen über die 
Abfallbeseitigung auf den Schutz bestimmter biolo- 
gisch wertvoller Rechtsgüter zu beschränken. Der 
vorliegende Gesetzentwurf kann daher eine Viel- 
zahl von Abfallstoffen, wie Sperrmüll, Altreifen, 
Hohlglas und Verpackungsmaterial nicht rechtlich 
zweifelsfrei erfassen. Außerdem besitzt der Bund 
keine Gesetzgebungskompetenz, um die bauliche 
und sicherheitspolizeiliche Beschaffenheit von Müll- 
beseitigungsanlagen und die Abfallbeseitigungstech- 
nik ordnen zu können. 

Zur Lückenausfüllung wären ergänzende Landes- 
gesetze notwendig. Dadurch würde innerhalb eines 
zusammenhängenden Sachbereichs eine Rechtszer- 
splitterung eintreten, die zu untragbaren Verwal- 
tungserschwernissen führen müßte. 

Der Bundesrat wertet daher — unbeschadet seiner 
Stellungnahme zu den Einzelvorschriften — den 
vorliegenden Gesetzentwurf nur als ein erstes Mini- 
malprogramm auf dem Wege zu einer effektiven 
bundeseinheitlichen Regelung des Abfallbeseiti- 
gungswesens. 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollte geprüft werden, ob dem Bund durch eine 
Grundgesetzänderung die Gesetzgebungskompetenz 
für die gesamte Abfallbeseitigung zu übertragen ist, 
damit eine den praktischen Bedürfnissen und den 
Geboten des Umweltschutzes genügende bundes- 
gesetzliche Regelung über die schadlose Beseitigung 
aller Abfallstoffe geschaffen werden kann. 

(2) Ferner müssen in einem Abfallbeseitigungsge- 
setz oder im Zusammenhang damit Regelungen ge- 
troffen werden, die vorsehen: 

1. Einfuhr- und Herstellungsbeschränkungen für be- 
stimmte besonders umweltschädliche Produkte, 
z, B. Einwegflaschen und Kunststoffverpackun- 
gen, 

2. Auflagen für gewerbliche Anlagen, die den Ge- 
werbetreibenden zur schadlosen Beseitigung 
aller im Produktionsvorgang entstehenden Ab- 
fallstoffe verpflichten, 

3. Verpflichtungen für bestimmte Industriezweige, 
deren Produkte für die spätere Müllbeseitigung 
erheblichen Aufwand verursachen, mit Aus- 
gleichsabgaben zu den Kosten der Abfallbeseiti- 
gung beizutragen. 


Solche wirtschaftsordnenden und gewerberechtlichen 
Maßnahmen kann der Bund bereits aufgrund seiner 
Zuständigkeit für das Recht der Wirtschaft (Arti- 
kel 74 Nr. 11 GG) regeln. Der Landesgesetzgeber 
ist hierfür nicht zuständig. 

(3) Die geordnete Beseitigung der ständig wach- 
senden Abfälle duldet keinen Aufschub. Da ungewiß 
ist, wann der Bundesgesetzgeber eine den genann- 
ten Erfordernissen genügende Regelung der Abfall- 
beseitigung treffen wird, werden die Länder im 
Rahmen der gegebenen Zuständigkeiten auf der 
Grundlage des von ihnen erarbeiteten Musterent- 
wurfs — als Zwischenlösung bis zum Inkrafttreten 
eines sachlich vollständigen Abfallbeseitigungsge- 
setzes des Bundes — alsbald Voll-Regelungen erlas- 
sen müssen. 


11 . 


1. Zu § 1 

a) In Satz 1 sind eingangs hinter den Worten 
„Abfallstoffe sind" die Worte „unbeschadet 
weitergehender bundes- und landesrecht- 
licher Vorschriften" einzufügen. 


Begründung 

Die in § 1 genannten Grundsätze reichen 
nicht aus, zur Wahrung des Wohls der All- 
gemeinheit eine schadlose Beseitigung aller 
Abfallstoffe zu gewährleisten. Bei der Ab- 
fallbeseitigung sind auch die Gesichtspunkte 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
insbesondere der gesamte Bereich baurecht- 
licher Bestimmungen, z. B. Fragen der Stand- 
sicherheit, des Feuerschutzes und der Ver- 
hütung von Explosionsgefahren, ferner Be- 
lange des Gesundheitsschutzes, die nicht 
durch § 1 gedeckt sind, zu berücksichtigen. 
Die Beachtung dieser Gesichtspunkte kann 
der Bundesgesetzgeber nicht vorschreiben, 
da ihm insoweit die Gesetzgebungskompe- 
tenzen fehlen. Das gilt auch für die Rege- 
lung der Abfalltechnik. Außerdem müssen 
die immissionsschutzrechtlichen Bestimmun- 
gen beachtet werden. 

b) In Satz 1 ist Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

„2. die Gesundheit von Menschen, Nutz- 
tieren, Wild und Fischen nicht durch 
giftige Stoffe bedroht wird,". 

Begründung 

Nach Artikel 74 Nr. 19 GG erstreckt sich 
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
nicht auf den Verkehr mit gefährlichen 
Stoffen schlechthin, sondern nur auf den 
Verkehr mit Giften. 
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Die ausdrückliche Erwähnung von Wild und 
Fischen neben Nutztieren erscheint ange- 
zeigt. 

c) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, ob durch die 
Vorschrift des § 1 Nr. 2 nicht auch die 
Bedrohung der Gesundheit anderer ge- 
schützter Tiere (z. B. Singvögel) ausgeschlos- 
sen werden muß. 

d) In Satz 1 ist Nummer 4 wie folgt zu fassen: 

„4. Futtermittel nicht in einer die Gesund- 
heit von Tieren gefährdenden Weise 
verunreinigt werden,". 

Begründung 
Verbesserung der Lesbarkeit. 

e) In Satz 1 ist Nummer 5 wie folgt zu fassen: 

„5. die in §§ 26 und 34 des Wasserhaus- 
haltsgesetzes zur Reinhaltung der Ge- 
wässer getroffenen Bestimmungen be- 
achtet werden,". 

Begründung 

Der Gesetzentwurf schwächt die gewässer- 
schützenden Bestimmungen des Wasserhaus- 
haltsgesetzes zu sehr ab. Dies kann im 
Interesse der Reinhaltung der Gewässer 
nicht hingenommen werden. 

f) In Satz 1 ist Nummer 7 wie folgt zu fassen: 

„7. Pflanzen durch Schädlinge, Krankheiten 
oder giftige Stoffe nicht geschädigt wer- 
den und". 

Begründung 

Da Pflanzen nicht nur durch Schädlinge und 
Krankheiten sondern auch durch giftige 
Stoffe geschädigt werden können muß die 
Vorschrift über die Beseitigung von Abfall- 
stoffen auch sie einbeziehen. 

g) In Satz 1 sind in Nummer 8 die Worte „des 
Städtebaus" durch die Worte „der städte- 
baulichen Planung" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
aus Artikel 74 Nr. 18 GG erstreckt sich nicht 
auf den Städtebau als Ganzes, sondern nur 
auf die städtebauliche Planung (vgl. BVerf- 
GE 3, 423). 


2. Zu § 2 

a) In Absatz 1 sind die Worte „deren sich der 
Besitzer entledigt hat oder entledigen will 
oder" zu streichen. 


Begründung 

Dem Bund steht eine Gesetzgebungskompe- 
tenz zur Regelung der Beseitigung von Ab- 
fallstoffen nur insoweit zu, als die Beseiti- 
gung zum Schutz der in § 1 genannten 
Rechtsgüter geboten ist. 

b) In Absatz 3 ist Nummer 5 wie folgt zu fassen: 

„5. Abwasser, wobei Stoffe, die auch nach 
Vorbehandlung nicht in Gewässer oder 
Abwasseranlagen eingeleitet werden 
dürfen, als Abfallstoffe gelten,". 

Begründung 

Klarstellung. 

3. Zu § 3 

a) In Absatz 1 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die nach Landesrecht zuständigen Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts haben die 
in ihrem Gebiet angefallenen Abfallstoffe 
zu beseitigen." 

Begründung 

Die Bestimmung von Pflichtaufgaben der 
Kommunen ist allein Sache des Landes- 
rechts. 

b) In Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Eigentümer von Anlagen, die den §§ 16 
oder 24 der Gewerbeordnung unterliegen, 
und Personen, die solche Anlagen betreiben, 
haben der zuständigen Körperschaft Art und 
Menge der anfallenden Abfallstoffe anzu- 
zeigen." 

c) In Absatz 4 ist hinter Satz 1 folgender Satz 
einzufügen: 

„Dies gilt auch in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 3 bis zum Eingang der Anzeige bei der 
zuständigen Körperschaft." 

Begründung zu 3 b) und 3 c) 

Durch die Ergänzungen soll sichergestellt 
werden, daß der Übergang der Beseitigungs- 
pflicht für besondere Abfallstoffe aus geneh- 
migungspflichtigen und überwachungsbe- 
dürftigen Anlagen im Sinne der Gewerbe- 
ordnung nicht automatisch kraft Gesetzes 
erfolgt, sondern die Erfüllung der Anzeige- 
pflicht zur Voraussetzung hat. Ohne An- 
zeige wäre die zuständige Körperschaft 
praktisch kaum in der Lage, die ihr auch 
hinsichtlich dieser besonderen Abfallstoffe 
obliegende Beseitigungspflicht ordnungsge- 
mäß zu erfüllen. Die Möglichkeit der Über- 
wachung im Rahmen des § 1 1 genügt dafür 
nicht. 

d) In Absatz 6 Satz 2 ist der letzte Halbsatz 
„und die Übernahme der Beseitigung für 
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den Antragsteller zumutbar ist" zu strei- 
chen. 

Begründung 

Wenn der Gemeinde auf Antrag eines 
Privatunternehmers die Abfallbeseitigung 
u. U. gegen ihren W^illen — teilvvcist; 
genommen wird und die verbleibenden Ab- 
fallstoffe von ihr nicht oder nur mit unver- 
hältnismäßigem Aufwand beseitigt werden 
können, so muß der private Antragsteller 
entweder alle Abfallstoffe übernehmen oder 
verzichten. Auf die Zumutbarkeit der voll- 
ständigen Übernahme kann es nicht entschei- 
dend ankommen, zumal es sich um sein Be- 
gehren handelt. 

e) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob nicht § 3 Abs. 7 dahin ergänzt 
werden muß, daß der Abbauberechtigte oder 
Unternehmer eines Mineralgewinnungsbe- 
triebes sowie der Eigentümer, Besitzer oder 
in sonstiger Weise Verfügungsberechtigte 
eines zur Mineralgewinnung genutzten 
Grundstücks in bestimmten Fällen nur gegen 
angemessene Entschädigung verpflichtet 
werden kann, die Beseitigung von Abfall- 
stoffen in freigelegten Bauten in seiner An- 
lage oder innerhalb seines Grundstückes zu 
dulden. 

f) In Absatz 7 ist folgender Satz anzufügen: 

„Für die aus der Abfallbeseitigung ent- 
stehenden Schäden haftet der Duldungs- 
pflichtige nicht." 

Begründung 

Es muß klargestellt werden, daß der bis- 
herige Verfügungsberechtigte nicht für Er- 
satzansprüche, die aus der Nutzung für die 
Abfallbeseitigung entstehen können, haftet. 

4. Zu § 4 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im Laufe 
des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob 
der Anwendungsbereich des Absatzes 1 
nicht näher konkretisiert werden kann. Die 
Fassung des § 4 Abs. 1 ist zu weit. Der Kreis 
der Betroffenen ist nicht klar abgegrenzt. Es 
fehlen auch die Kriterien, die sicherstellen 
sollen, daß z. B. Haus- und Gartenabfälle 
nicht erfaßt werden. Ferner ist nicht ersicht- 
lich, wer den in Absatz 1 genannten An- 
lagen und Einrichtungen die Zweckbestim- 
mung als Abfallbeseitigungsanlagen gibt. 

b) In Absatz 1 sind die Worte „dazu bestimm- 
ten" durch die Worte „zugelassenen" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die in § 9 genannten alten Anlagen werden 
nicht zur Abfallbeseitigung bestimmt, sind 
aber zugelassen, wenn sie angezeigt sind. 


c) Es ist folgender Absatz 1 a einzufügen: 

„(1 a) Für die Beseitigung von Tierkör- 
perteilen, von Tierkörpern und Erzeugnis- 
sen tierischer Herkunft sind nur die Tier- 
körperbeseitigungsanstalten zugelassen. Die 
Landesregieningen bestimmen durch P.echts- 
verordnung welche Tierkörper, Tierkörper- 
teile und Erzeugnisse von dieser Vorschrift 
erfaßt werden." 

Begründung 

Die Beseitigung von Abfällen tierischer 
Herkunft stellt die üblichen Anlagen zur 
Abfallbeseitigung (Deponie, Verbrennung, 
Kompostierung) oft vor kaum lösbare 
Schwierigkeiten. Die überall vorhandenen 
Tierkörperbeseitigungsanstalten wären da- 
gegen ohne weiteres in der Lage, diese Ab- 
fälle aufzunehmen und wirtschaftlich zu ver- 
werten. Deshalb erscheint es trotz ge- 
wisser systematischer Bedenken angezeigt, 
diesen Fragenkreis in dem im Entwurf vor- 
liegenden Gesetz zu klären und nicht erst 
auf eine in ungewisser Zukunft liegende 
Änderung des Tierkörperbeseitigungsgeset- 
zes zu warten. 

d) Die Absätze 2 und 3 sind durch folgenden 
neuen Absatz 2 zu ersetzen: 

„(2) Die zuständige Behörde kann wider- 
rufliche Ausnahmen zulassen, wenn der 
Grundsatz in § 1 nicht beeinträchtigt wird." 

Begründung 

Eine sachgerechte Beseitigung der Abfälle 
macht es erforderlich, im Einzelfall Ausnah- 
men vom Grundsatz des Absatzes 1 zuzulas- 
sen, wenn dadurch nicht die in § 1 geschütz- 
ten Belange beeinträchtigt werden. 

5. Zu § 6 

a) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Ein Bebauungsplan kann einen Planfeststel- 
lungsbeschluß nicht ersetzen, weil dessen 
Rechtswirkungen weitergehend und die 
Rechtsmittel für die Betroffenen günstiger 
sind. 

b) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine geordnete Abfallbeseitigung erfordert 
die Einbeziehung der Anlagen nach § 16 
GewO in das Planfeststellungsverfahren. 

6. Zu § 7 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Auf die Durchführung des § 6 ist das 
Verwaltungsverfahrensgesetz anzuwenden." 
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Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. Es kann 
nicht gewollt sein, und wäre auch unzulässig, 
auf alle Verwaltungsverfahren im Vollzug des 
Gesetzes das Verwaltungsverfahrensgesetz an- 
zuwenden. 

7. Zu § 8 

a) In Absatz 3 sind der Satz 1 zu streichen und 
der Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Der Planfeststellungsbeschluß oder die Ge- 
nehmigung ist zu versagen, wenn . . 

Begründung 

Durch die Streichung soll klargestellt wer- 
den, daß ein Rechtsanspruch auf Planfest- 
stellung nicht besteht. 

b) In Absatz 3 ist folgende Nummer 3 anzufü- 
gen: 

„3. sonstige öffentlich-rechtliche Vorschrif- 
ten der Errichtung oder dem Betrieb 
entgegenstehen. " 

Begründung 

Es muß sichergestellt werden, daß im Plan- 
feststellungsverfahren auch sonstige öffent- 
lich-rechtliche Vorschriften, z. B. die Belange 
des Gesundheitsschutzes, die nicht durch § 1 
gedeckt sind, oder des Immissionsschutzes 
berücksichtigt werden können. 

8. Zu § 9 

a) In Absatz 1 ist vor dem Wort „Abfallbe- 
seitgungsanlagen" das Wort „ortsfeste" ein- 
zufügen. 

Begründung 

§ 9 Abs. 1 korrespondiert mit § 6 Abs. 1. 
Deshalb ist eine Beschränkung auf ortsfeste 
Anlagen geboten. 

b) In den Absätzen 1 und 2 sind jeweils die 
Worte „nach § 6 Abs. 1" zu streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung der zuständigen Behörde 
wird in § 16 geregelt. 

c) In Absatz 2 ist in Satz 2 das Zitat „§ 1 Nr. 1 
bis 5" durch „§ 1 Nr. 1 bis 8" zu ersetzen. 

Begründung 
Notwendige Erweiterung. 

d) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 6 

Abs. 4. 


9. Zu § 10 

a) In Absatz 1 ist vor dem Wort „Abfallbe- 
seitigungsanlage" das Wort „ortsfesten" 
einzufügen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags zu § 9 Abs. 1. 

b) In Absatz 2 ist das Wort „geeignet" durch 
das Wort „erforderlich" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach allgemeinem Verwaltungsrecht kann 
hier nur das Erforderliche verlangt werden. 

10. Zu § 11 

In Absatz 2 sind Satz 1 eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„Besitzer von Abfallstoffen sowie Beseiti- 
gungspflichtige haben ..." 

und Satz 2 eingangs wie folgt zu fassen: 
„Beseitigungspflichtige haben . . .". 

Begründung 

Die Uberwachungsmöglichkeit durch die zu- 
ständige Behörde soll sich nicht nur auf die 
Beseitigungspflichtigen und deren Anlagen son- 
dern auch auf die Besitzer von Abfallstoffen 
allgemein erstrecken. 

11. Zu § 12 

a) In Absatz 1 sind 

in Satz 1 die Worte „Jauche, Gülle, Stall- 
mist" zu streichen und 

hinter Satz 1 folgender Satz einzufügen: 

„Für Jauche, Gülle und Stallmist sind die 
§§ 1 und 11 insoweit entsprechend anzuwen- 
den, als das übliche Maß der landwirtschaft- 
lichen Düngung überschritten wird." 

Begründung 

Jauche, Gülle und Stallmist werden in aller 
Regel im Rahmen sachgemäßer Dügungs- 
maßnahmen verwendet. Bei dieser Verwen- 
dung werden die in § 1 genannten Schutz- 
objekte nicht gefährdet. Deshalb ist es ledig- 
lich geboten, Grenzüberschreitungen einer 
entsprechenden Anwendung der §§ 1 und 11 
zu unterstellen. 

b) In Absatz 2 sind in Satz 1 die Worte „Die 
Bundesregierung wird ermächtigt," durch 
die Worte „Der Bundesminister des Innern 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und dem Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit" zu er- 
setzen. 
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Begründung 

Eine auf dieser Ermächtigung beruhende 
Rechtsverordnung berührt nur Fachfragen 
der drei genannten Ressorts. Mit der tech- 
nischen Frage der Aufbringung von be- 
stimmten Wirtschaftsdüngern sollte die Bun- 
desregieiung nicht befaßt werden. 

12, Zu §§ 13 bis 15 

Die Vorschrift des § 13 über Ordnungswidrig- 
keiten sollte den Vorschriften der §§ 14 und 15 
über Straftaten nachgestellt werden. Diese Um- 
stellung entspricht der in anderen Gesetzen 
üblichen Reihenfolge. 


13. Zu § 13 

a) In Absatz 1 ist vor Nummer 1 folgende Num- 
mer 01 einzufügen: 

„01. § 3 Abs. 1 Satz 3 zuwiderwandelt,". 
Begründung 

Ein Verstoß gegen die in § 3 Abs. 1 Satz 3 
vorgesehene Anzeigepflicht sollte als Ord- 
nungswidrigkeit geahndet werden. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 ist das Zitat „§ 4 Abs. 1" 
durch das Zitat „§ 4 Abs. 1 und Abs. 1 a 
Satz 1 sowie Absatz 2" und das Zitat „§ 4 
Abs. 3" durch das Zitat „§ 4 Abs. 1 a Satz 2" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung der Bußgeldvorschrift; im übri- 
gen Folge der Änderungsvorschläge zu § 4 
Abs. 1 a, 2 und 3. 

c) In Absatz 1 Nr. 2 ist das Wort „unbefugt" 
zu streichen. 

Begründung 

Durch das Wort „unbefugt" wird üblicher- 
weise auf das Fehlen von Rechtfertigungs- 
gründen hingewiesen. Ein solcher Hinweis 
ist hier entbehrlich. 


14. Zu § 14 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah- 
ren und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen wird bestraft, wer 

1. Abfallstoffe, die Gifte oder Erreger über- 
tragbarer Krankheiten enthalten oder 
hervorbringen können, entgegen § 4 be- 
handelt, lagert oder ablagert, 

2. Abfallstoffe so in der Nähe von Lebens- 
mitteln entgegen § 4 behandelt, lagert 


oder ablagert, daß diese verunreinigt 
werden können, oder 

3. entgegen § 6 eine Abfallbeseitigungsan- 
lage errichtet oder betreibt oder die An- 
lage oder den Betrieb unbefugt wesent- 
lich ändert 

und dadurch das Leben oder die Gesundheit 
anderer gefährdet." 

Begründung 

a) Wegen der Streichung des Wortes „un- 
befugt" in Nummer 2 des Gesetzentwurfs: 
wie zu § 13 Abs. 1 Nr. 2; 

b) wegen des zweiten Halbsatzes: Anpas- 
sung an den Wortlaut vergleichbarer 
Vorschriften (z. B. § 39 des Wasserhaus- 
haltsgesetzes); 

c) im übrigen notwendige Klarstellung des 
Tatbestandes. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „und Geld- 
strafe oder eine dieser Strafen" durch die 
Worte „oder Geldstrafe" zu ersetzen. 

Begründung 

Bei fahrlässiger Begehung ist eine Kumula- 
tion von Freiheits- und Geldstrafe nicht an- 
gezeigt. 

15. Zu § 16 

Es ist folgender Halbsatz anzufügen: 

„ , soweit die Regelung nicht durch Landes- 
gesetz erfolgt." 

Begründung 

Die Zuständigkeitsregelung soll auch in den er- 
forderlichen Landesabfallbeseitigungsgesetzen 
möglich sein. 

16. Zu § 17 

In dem neugefaßten § 12 Abs. 1 Satz 1 des 
Bundes-Seuchengesetzes sind die Worte „daß 
Abwasser, soweit es nicht dazu bestimmt ist, 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu wer- 
den, so beseitigt wird," durch die Worte „daß 
Abwässer so beseitigt oder so für landwirtschaft- 
liche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische 
Zwecke verwandt werden," zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist aus seuchenhygienischen Gründen nicht 
vertretbar, daß der bisher in § 12 Abs. 1 des 
Bundes-Seuchengesetzes enthaltene Schutz der 
menschlichen Gesundheit vor Krankheits- 
erregern dann entfallen soll, wenn Abwässer 
für landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder 
gärtnerische Zwecke verwandt werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zum Beschluß des Bundesrates 


i. 

(1) Die Bundesregierung begrüßt die Erklärung des 
Bundesrates, daß eine bundeseinheitliche Regelung 
der schadlosen Beseitigung aller Abfallstoffe drin- 
gend geboten ist, um den Erfordernissen des Um- 
weltschutzes genügen zu können und eine Rechts- 
zersplitterung zu vermeiden, die zu untragbaren Er- 
schwernissen für Bürger und Verwaltung führen 
müßte. 

Die Bundesregierung ist ungeachtet ihrer Mei- 
nung, daß die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
für eine ausreichende Regelung der Beseitigung 
aller Abfallstoffe ausreicht, der Empfehlung des 
Bundesrates gefolgt und hat den Entwurf eines 
weiteren Gesetzes zur Änderung des Grundgeset- 
zes vorgelegt, der die Einbeziehung der „Abfall- 
beseitigung" in den Katalog des Artikels 74 Grund- 
gesetz vorschlägt (BR-Drucksache 134/71). 

(2) Die Bundesregierung begrüßt die Vorschläge des 
Bundesrates für weitere Regelungen, die zur Behe- 
bung von Mißständen bei der Abfallbeseitigung not- 
wendig werden können. 

a) Die Frage von Einfuhrkontrollen und -beschrän- 
kungen für bestimmte Abfallstoffe ist schon vor 
den unlängst bekanntgewordenen Einfuhren 
giftiger Abfälle aus dem Ausland geprüft wor- 
den. 

Die Bundesregierung schlägt nach erneuter Über- 
prüfung dieser Frage vor, folgende Regelung in 
dieses Gesetz aufzunehmen; 

§ 11 a 

Grenzüberschreitender Verkehr 

(1) Wer Abfallstoffe in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringt, bedarf der Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde des Landes, in 
dem die Abfallstoffe erstmals behandelt, gela- 
gert oder abgelagert werden sollen. Eine Geneh- 
migung ist nicht erforderlich, wenn die Abfall- 
stoffe unter zollamtlicher Überwachung durch den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gebracht wer- 
den. 

(2) Die Genehmigung kann nur erteilt werden, 
wenn von der Behandlung, Lagerung oder Ab- 
lagerung der Abfallstoffe keine Beeinträchti- 
gungen des Grundsatzes in § 1 zu besorgen 
sind, die auch durch Auflagen nicht verhütet 
oder ausgeglichen werden können, und wenn sie 
einem Abfallbeseitigungsplan entspricht, soweit 
dieser nach § 5 Abs. 1 Satz 4 für verbindlich er- 
klärt ist. 


(3) Für Amtshandlungen nach Absatz 1 Satz 1 
werden Kosten (Gebühren und Auslagen) er- 
hoben. Kostenschuldner ist der Antragsteller. 

(4) Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates Vorschriften zu erlassen über: 

1. den Inhalt des Genehmigungsantrages, 

2. die Beförderung, soweit dies zur Wahrung 
des Grundsatzes in § 1 erforderlich ist, 

3. die Bestimmung der gebührenpflichtigen Tat- 
bestände im einzelnen, die Gebührensätze so- 
wie die Auslagenerstattung. Die Gebühr be- 
trägt mindestens einhundert Deutsche Mark; 
sie darf im Einzelfall zehntausend Deutsche 
Mark nicht übersteigen. Die Vorschriften des 
Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 821) sind anzu- 
wenden. 

Begründung 

Da ein allgemeines Einfuhrverbot weder er- 
forderlich, noch im Hinblick auf mögliche Reak- 
tionen von Nachbarstaaten, in die Abfallstoffe 
aus der Bundesrepublik Deutschland ausgeführt 
werden, zweckmäßig erscheint, bietet sich eine 
Einfuhrkontrolle mit Hilfe eines Genehmigungs- 
verfahrens als geeignete Lösung an. Auf die 
Erteilung einer solchen Genehmigung soll nadi 
dem Entwurf kein Rechtsanpsruch bestehen. Für 
die Nebenbestimmungen zu einer solchen Geneh- 
migung gelten nach § 7 Abs. 1 die Vorschriften 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, nach dem 
die Zulässigkeit von Nebenbestimmungen nur 
dann besonders normiert werden muß, wenn auf 
die Genehmigung ein Rechtsanspruch besteht 
[vgl. § 28 EVwVfG (Drucksache VI/1173), § 107 
Allgemeines Verwaltungsgesetz Schleswig-Hol- 
stein vom 18. April 1967 (GVOBl. S. 131)]. 

Die zuständige Landesbehörde kann am besten 
beurteilen, ob eine unschädliche Beseitigung 
ohne Störung der Abfallbeseitigungsplanung 
möglich ist. 

Die Einzelregelungen des Genehmigungsverfah- 
rens, z. B. die Festlegung der für die Beurteilung 
von Anträgen erforderlichen Angaben würden 
das Gesetz zu sehr belasten und, da praktische 
Erfahrungen erst noch gesammelt werden müs- 
sen, bei Regelung im Gesetz selbst nicht elastisch 
genug sein. Diese Einzelregelungen sollen des- 
halb einer Rechtsverordnung Vorbehalten wer- 
den. 
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Um die Einhaltung der Vorschriften über die 
Genehmigung der Einfuhr von Abfallstoffen 
durchsetzen zu können, bedarf es einer Sanktion 
(vgl. Neufassung des § 13 Nr. 5 a und 6). 

b) Zur Frage eines Verbots bestimmter Einweg- 
verpackungen und “hehältnisse, die als Abfall in 
unschädlicher Weise nicht oder nur unter un- 
verhältnismäßig hohem Aufwand zu beseitigen 
sind, schlägt die Bundesregierung vor, folgende 
Bestimmungen in das Gesetz aufzunehmen: 

§ 11 b 

Einwegverpackungen und Einwegbehältnisse 

Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestim- 
men, daß solche Einwegverpackungen und Ein- 
wegbehältnisse nur für bestimmte Zwecke oder 
nur in bestimmter Menge oder gar nicht in Ver- 
kehr gebracht werden dürfen, deren Beseitigung 
als Abfall wegen ihrer Art, Zusammensetzung, 
Volumen oder Menge unter Wahrung des Grund- 
satzes in § 1 im Verhältnis zur Beseitigung an- 
derer entsprechend verwendbarer Verpackungen 
oder Behältnisse einen zu hohen Aufwand erfor- 
dert. Dabei sind deren Herstellungs- und Ver- 
wendungskosten zu berücksichtigen. Soweit es 
für die betroffenen Unternehmen unter Berück- 
sichtigung des Wohls der Allgemeinheit erfor- 
derlich ist, dürfen Beschränkungen und Verbote 
erst nach einer angemessenen Frist in Kraft ge- 
setzt werden. 

Begründung 

In den letzten Jahren hat der steigende Ver- 
packungsaufwand, vor allem aber die Zunahme 
an Einwegverpackungen und Einwegbehältnis- : 
sen erheblich dazu beigetragen, die Schwierig- 
keiten bei der Beseitigung der Abfälle zu ver- 
größern. Die Kapazität der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland für Sammlung, Abfuhr und end- 
gültige Beseitigung vorhandenen Anlagen konn- 
te den raschen Änderungen in Art und Menge 
dieser Abfallstoffe vielfach nicht mehr folgen. 

Die rasche Zunahme des Abfallvolumens ver- 
ursacht entsprechenden Mehraufwand und er- 
schwert Sammlung und Transport. Die ohne- 
hin knappen Ablagerungsflächen drohen zu er- 
schöpfen. Die Müllkompostierung wird er- 
schwert, weil viele Einwegbehältnisse ausgeson- 
dert werden müssen. 

Für die Beseitigung von Abfällen aus halogen- 
substituierten Kohlenwasserstoffen ergeben sich 
besondere Schwierigkeiten wegen der dabei auf- 
tretenden, noch nicht gelösten Probleme. 

Das gilt besonders bei Verpackungsmaterial 
aus Polyvinylchlorid (PVC). Bei dessen Ver- 
brennung entsteht Chlorwasserstoffgas, das zur 
Salzsäurebildung führt. Dadurch wird die Ge- 
sundheit von Mensch und Tier sowie die Vege- 
tation geschädigt. In Müllverbrennungsanlagen 


werden unter Umständen beträchtliche Korrosio- 
nen verursacht. Da hierdurch auch Luftreinhalte- 
probleme entstehen können, wird zur Zeit ge- 
prüft, ob darüber hinaus in den Entwurf eines 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes eine Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen einzu- 
fügen ist, wonach bestimmte A.nforderungen an 
die Beschaffenheit von Kunststoffverpackungen 
gestellt werden können. 

Nach den bisherigen Marktanalysen muß ange- 
nommen werden, daß wir bei vielen Produk- 
ten erst am Anfang einer Umstellung auf Ein- 
wegverpackungen und Einwegbehältnisse ste- 
hen. Für die Abfallbeseitigung ist zwar die kri- 
tische Schwelle ihrer Leistungsfähigkeit gegen- 
wärtig noch nicht allgemein erreicht. Eine ra- 
sche, zu starke oder einseitige Umstellung auf 
Einwegverpackungen könnte die Einrichtungen 
zur Abfallbeseitigung jedoch bei weitem über- 
fordern. Für ein möglicherweise erforderlich 
werdendes kurzfristiges Eingreifen soll diese 
Verordnungsermächtigung die Grundlage bieten. 
Gleichzeitig gibt das Bestehen einer solchen Er- 
mächtigung Produzenten von Einwegverpackun- 
gen und Einwegbehältnissen einen Hinweis auf 
gegebenenfalls zu erwartende Schritte der Bun- 
desregierung. Unter Einwegverpackungen und 
Einwegbehältnissen im Sinne dieser Vorschrift 
werden diejenigen verstanden, die nicht für 
eine wiederholte Verwendung geeignet oder 
bestimmt sind. 

Da das vorliegende Gesetz Ermächtigungen zur 
Verabschiedung von Verordnungen zum Zwecke 
der Abfallbeseitigung enthält und die zu tref- 
fenden Maßnahmen inhaltlich im einzelnen noch 
nicht festliegen, sind Auswirkungen auf Ein- 
zelpreise und Verbraucherpreisniveau noch nicht 
überschaubar. Es können Verordnungen erfor- 
derlich sein, die sich preissteigernd oder preis- 
neutral auswirken oder auch Preisauftriebsten- 
denzen entgegenwirken. Dies wird von Fall zu 
Fall darzulegen sein. 


Zu § 13 

§ 13 Abs. 1 ist dann wie folgt zu ändern: 

Nach Nummer 5 wird Nummer 5 a eingefügt. 

„5 a. entgegen § 11 a Abs. 1 Abfallstoffe ohne 
Genehmigung in den Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes verbringt oder einer mit ei- 
ner solchen Genehmigung verbundenen 
Auflage nach § 11a Abs. 2 zuwiderhan- 
delt." 

Nummer 6 wird dann wie folgt gefaßt: 

„6. einer Rechtsverordnung nach §§ 11 a Abs. 3 
Nr. 2, 11b oder 12 Abs. 2 zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist." 

c) Die Verpflichtung der Gewerbetreibenden zur 
schadlosen Beseitigung aller im Produktions- 
vorgang entstehenden Abfallstoffe ergibt sich 
schon aus § 3 Abs. 4 des Entwurfs für diejenigen 
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Abfälle, die nicht von den zunächst beseitigungs- 
pflichtigen Körperschaften beseitigt werden müs- 
sen. Nach § 18 der Gewerbeordnung können 
schon jetzt bei der Genehmigung neuer oder 
der Veränderung bestehender Anlagen auch Auf- 
lagen zur schadlosen Beseitigung der bei ihrem 
Betrieb entstehenden Abfallstoffe gegeben wer- 
den. 

d) Die Bundesregierung prüft zur Zeit auch Mög- 
lichkeiten, durch Abgaben die finanziellen Vor- 
teile auszugleichen, die sich aus der Überwäl- 
zung der Kosten von Umweltbelastungen auf die 
Allgemeinheit ergeben. Solche Abgaben könn- 
ten nicht nur zur Beschaffung von Mitteln, son- 
dern vor allem dazu dienen, soziale Kosten im 
Bereich des Umweltschutzes zu vermindern. 

Die Bundesregierung wird das in ihrer Macht 
Stehende tun, um ein baldiges Inkrafttreten des Ab- 
fallbeseitigungsgesetzes zu ermöglichen. Damit wer- 
den allenfalls als Zwischenlösung begrüßenswerte 
Abfallbeseitigungsgesetze der Länder sobald wie 
möglich durch eine auch vom Bundesrat geforderte 
bundeseinheitliche Regelung ersetzt werden können. 


11 . 

Zu den Vorschlägen im einzelnen: 

1. Zu § 1 

a) Gegen den Vorschlag des Bundesrates bestehen 
keine Bedenken. Die Bundesregierung schlägt je- 
doch vor, in § 1 folgenden Absatz 2 einzufügen: 

„(2) Besondere bundes- und landesrechtliche 
Vorschriften bleiben unberührt. 

Dementsprechend ist in allen Vorschriften, die 
auf § 1 verweisen, das Zitat „§ 1" durch „§ 1 
Abs. 1" zu ersetzen. 

b) Keine Bedenken. 

c) Die Bundesregierung wird diese Anregung prü- 
fen. 

d) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

e) Gegen diesen Vorschlag bestehen Bedenken. 
Durch die Formulierung des § 1 Nr. 5 werden 
die davon unberührt bleibenden Bestimmungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes nicht eingeschränkt. 
Eine Verweisung auf §§ 26 und 34 WHG er- 
scheint weder erforderlich noch auch systema- 
tisch zweckmäßig. 

f) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

g) Die Bundesregierung erhebt gegen den Vor- 
schlag keine Einwendungen. 


2. Zu § 2 

a) Die Bundesregierung vermag diesem Vorschlag 
nicht zuzustimmen. Wie oben [Abschnitt I (1)] 


ausgeführt, ist sie der Ansicht, daß die dem 
Bundesgesetzgeber schon jetzt gegebenen Kom- 
petenzen ihn zur Regelung der Beseitigung aller 
Abfallstoffe ermächtigen. Die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Streichung der Worte „deren sich 
der Besitzer entledigt hat oder entledigen will 
oder" hätte zur Folge, daß bei einigen Arten von 
Abfallstoffen Zweifel darüber entstehen können, 
ob sie unter das Gesetz fallen. Die dem Vor- 
schlag zugrunde liegende rechtliche Unterschei- 
dung zwischen Abfallstoffen, die nach Bundes- 
recht und solchen, die nach Landesrecht zu be- 
seitigen sind, ist für die Praxis der Abfallbesei- 
tigung nicht vollziehbar. Sie würde, abgesehen 
von der Untrennbarkeit vor allem der häuslichen 
Abfälle, zu unpraktikablen Ergebnissen, Rechts- 
unsicherheit und zahlreichen Rechtsstreitigkeiten 
führen. 

b) Bei diesem Änderungsvorschlag handelt es sich 
nicht um eine Klarstellung, sondern um die Aus- 
dehnung des Gesetzes auf solche Abwässer, die 
rechtswidrig in Gewässer oder Kläranlagen ein- 
geleitet werden. Die Bundesregierung stimmt 
dieser Ausdehnung nicht zu. Sie hätte zur Folge, 
daß Abwässer, die z. B. auf Grund einer Auf- 
lage nach § 4 WHG nur in bestimmten Mengen 
oder in bestimmter Zusammensetzung eingelei- 
tet werden dürfen, teilweise — soweit sie im 
Rahmen der Auflage bleiben — - nach dem Was- 
serhaushaltsgesetz, im übrigen aber nach dem 
Abfallbeseitigungsgesetz zu behandeln wären. 
Die Gefahr einer Gesetzeslücke besteht bei der 
Fassung des Regierungsentwurfs nicht, da Ver- 
stöße gegen das WHG nach diesem Gesetz ge- 
ahndetwerden können. 

c) Einer Anregung während der Beratungen im 
Bundesrat entsprechend wird vorgeschlagen, die 
Überschrift des § 2 in 

„Begriffsbestimmungen und sachlicher Geltungs- 
bereich" zu ändern. 


3. Zu §3 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

b) und c) 

Die Bundesregierung schlägt statt dessen vor, 
folgenden Absatz 1 a einzufügen: 

„(la) Wer eine Anlage betreibt, die den §§ 16 
oder 24 der Gewerbeordnung unterliegt, hat 
der nach Absatz 1 zuständigen Körperschaft 
Art, Beschaffenheit und Menge der in seiner 
Anlage anfallenden Abfallstoffe und deren 
wesentliche Änderung anzuzeigen. Solange 
diese Anzeige bei der zuständigen Körper- 
schaft nicht eingegangen ist, ist der Betreiber 
zur Beseitigung der Abfallstoffe verpflichtet, 
soweit durch Landesrecht oder Satzung nichts 
anderes bestimmt ist." 

d) Die Bundesregierung schlägt statt dessen vor, die 
Worte „und die Übernahme der Beseitigung für 
den Antragsteller zumutbar ist" durch die Worte 
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„das gilt nicht, wenn der Antragsteller darlegt, 
daß die Übernahme der Beseitigung unzumut- 
bar ist" zu ersetzen. 

Nach dem Wort „kann" ist ein Semikolon zu 
setzen. Auf den Hinweis, daß die Übernahme zu- 
mutbar sein muß, sollte nicht vollständig verzich- 
tet werden. Es wird aber klargestellt, daß es dem 
ünternehmer obliegt, die Tatsachen darzulegen, 
aus denen sich die Unzumutbarkeit ergeben 
könnte. 

e) Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in 
den praktisch denkbaren Fällen der Rahmen der 
Sozialbindung des Eigentums nicht überschritten 
wird, so daß eine Entschädigungsregelung nicht 
erforderlich ist. Die Verpflichtung des Eigen- 
tümers, Besitzers oder in sonstiger Weise Ver- 
fügungsberechtigten darf nur im Rahmen des 
Zumutbaren erfolgen; ferner ist in § 3 Abs. 7 
Satz 4 der Vorrang der Mineralgewinnung vor 
der Abfallbeseitigung bestimmt. Danach dürften 
Eingriffe enteignenden Charakters ausgeschlos- 
sen sein. Gleichwohl wird die Bundesregierung 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens prüfen, ob Fälle denkbar sind, die es an- 
gezeigt erscheinen lassen, eine Entschädigungs- 
regelung in § 3 Abs. 7 aufzunehmen. 

f) Die Bundesregierung stimmt dieser Klarstellung 
zu. 


4. Zu § 4 

a) Die Bundesregierung weist zur Erläuterung die- 
ses Absatzes darauf hin, daß sich die in ihm 
enthaltene Verpflichtung nur auf das Behandeln, 
Lagern und Ablagern der Abfälle bezieht, nicht 
jedoch auf die vorhergehenden Phasen des Ein- 
sammelns und Beförderns. Nicht genehmigungs- 
oder anzeigepflichtig sind deshalb die Abfall- 
behälter der Haushaltungen und die Sammel- 
fahrzeuge. Haus- und Gartenabfälle fallen unter 
die Beseitigungspflicht des Absatzes 1, soweit 
nicht Ausnahmen nach Absätzen 2 und 3 zu- 
gelassen sind. Gartenabfälle sind jedoch nur 
dann Abfallstoffe im Sinne des § 2 Abs. 1 dieses 
Gesetzes, wenn sich der Besitzer ihrer entledigen 
will oder wenn sie aus Gründen des Allgemein- 
wohls beseitigt werden müssen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es un- 
erheblich, wer den in Absatz 1 genannten An- 
lagen die Zweckbestimmung als Abfallbeseiti- 
gungsanlagen gegeben hat, entscheidend ist 
lediglich, daß sie nach § 6 festgestellt oder ge- 
nehmigt bzw. gemäß § 9 nach Ihrer Anzeige zu- 
gelassen worden sind. 

Die Vorbereitungen zu einem Übereinkommen 
über die Reinhaltung der Nordsee und der dem 
Parlament vorliegende Entwurf eines Vertrags- 
gesetzes über die Hohe See von 1958 geben Ver- 
anlassung klarzustellen, daß durch § 4 lediglich 
die Ordnung der Beseitigung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geregelt wird; die Bestimmung 
schließt es nicht aus, daß Abfälle aus diesem Be- 


reich verbracht werden, um anderswo beseitigt 
zu werden. 

b) Die Bundesregierung schlägt statt dessen vor, die 
Worte „dazu bestimmten" durch „für sie zugelas- 
senen" zu ersetzen. Die Worte „für sie" sind 
deshalb wichtig, weil es Anlagen gibt, die nicht 
zur Beseitigung aller, sondern nur bestimmter 
Abiaiistoffe zugeiassen werden können. Die Buß- 
geldvorschrift des § 13 und die Strafvorschrift 
des § 14 müssen auch Fälle umfassen, in denen 
z. B. giftige Abfallstoffe in Anlagen beseitigt 
wurden, die zwar als solche zugelassen, nicht 
aber für giftige Abfallstoffe bestimmt wurden. 
Ein erst jüngst bekanntgewordener Fall gibt be- 
sondere Veranlassung zu einer solchen Regelung. 

c) Die Bundesregierung schlägt statt dessen vor, 
einen Absatz 1 a mit folgendem Wortlaut einzu- 
fügen: 

„(1 a) Soweit Tierkörper, Tierkörperteile oder 
Erzeugnisse tierischer Herkunft nach § 3 Abs. 3 
von der Beseitigung ausgeschlossen werden, sind 
sie in Tierkörperbeseitigungsanstalten zu ver- 
werten, wenn sie nach ihrer Beschaffenheit dazu 
geeignet sind. Das Tierkörperbeseitigungsge- 
setz ist entsprechend anzuwenden. § 2 Abs. 3 
Nr. 1 bleibt unberührt." 

Tierkörper, Tierkörperteile und Erzeugnisse tie- 
rischer Herkunft sollen nicht in allen Fällen in 
Tierkörperbeseitigungsanstalten beseitigt wer- 
den, sondern nur dann, wenn sie nach § 3 Abs. 3 
von der Beseitigung in Abfallbeseitigungsanla- 
gen ausgeschlossen werden und wenn sie in Tier- 
körperbeseitigungsanstalten verwertet werden 
können. 

d) Die Bundesregierung erhebt keine Einwendun- 
gen gegen den Ersatz des § 4 Abs. 2 durch fol- 
gende neue Fassung: 

„(2) Die zuständige Behörde kann im Einzel- 
fall widerruflich Ausnahmen zulassen, wenn da- 
durch der Grundsatz in § 1 nicht beeinträchtigt 
wird." 

Sie ist jedoch der Auffassung, daß die Ermächtigung 
des Absatzes 3 nicht entbehrlich ist. Falls sich bei 
der Anwendung des Gesetzes heraussteilen sollte, 
daß bestimmte Abfallstoffe oder bestimmte Men- 
gen davon allgemein von der Verpflichtung des 
§ 4 ausgenommen werden können, wird dies zweck- 
mäßigerweise durch Rechtsverordnung geschehen, 
schon um den Behörden zahllose gleichartige Aus- 
nahmegenehmigungen nach Absatz 2 zu ersparen. 

5. Zu § 6 

a) Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß 
ein Bebauungsplan einen Planfeststellungsbe- 
schluß deshalb nicht ersetzen könne, weil des- 
sen Rechtswirkung weitergehend und die Rechts- 
mittel für den Betroffenen günstiger seien. 

Gegen § 6 Abs. 2 bestehen aus Gründen des 
Rechtsschutzes keine Bedenken. Bei der Auf- 
stellung von Bauleitplänen können Bedenken 
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und Anregungen vorgebracht werden, die die 
Gemeinde der höheren Verwaltungsbehörde bei 
der Vorlage der Bauleitpläne zur Genehmigung 
mit Stellungnahme zuleiten muß, wenn sie sie 
nicht berücksichtigt (§ 2 Abs. 6 BBauG). Soweit 
die Länder von der Ermächtigung des § 47 Ver- 
waltungsgerichtsordnung Gebrauch gemacht ha- 
ben, können Bebauungspläne weiterhin im Nor- 
menkontrollverfahren vor den Oberverwaltungs- 
gerichten überprüft werden. Schließlich kann die 
Gültigkeit der Pläne in allen Ländern im Rah- 
men von verwaltungsgerichtlichen Verfahren in- 
zidenter überprüft werden. Daß gegen eine 
Planfeststellung andere Rechtsbehelfe zur Verfü- 
gung stehen als gegen einen Bebauungsplan, 
läßt § 6 Abs. 2 des Entwurfs ebensowenig be- 
denklich erscheinen, wie § 17 Abs. 3 Bundesfern- 
straßengesetz, der eine entsprechende Regelung 
enthält. 

Allerdings ist im allgemeinen die Inbetrieb- 
nahme einer Abfallbeseitigungsanlage ohne die 
Festlegung von Bedingungen und Auflagen, die 
im einzelnen eine schadlose Abfallbeseitigung 
ohne Beeinträchtigung des Grundsatzes in § 1 
sichern, nicht denkbar. Derartige Bedingungen 
und Auflagen kann ein Bebauungsplan, dessen 
Inhalt sich nach § 9 BBauG bestimmt, nicht ent- 
halten. Es wird deshalb in aller Regel einer Er- 
gänzung des Bebauungsplans durch eine Plan- 
feststellung bedürfen. 

b) Die Bundesregierung erhebt keine Bedenken da- 
gegen, auch Abfallbeseitigungsanlagen, die einer 
Genehmigung nach § 16 Gewerbeordnung be- 
dürfen, in das Planfeststellungsverfahren ein- 
zubeziehen und demgemäß Absatz 4 zu strei- 
chen. Planfeststellungsbehörde sollte aber dann 
die Behörde sein, die sonst für das Genehmi- 
gungsverfahren zuständig wäre. Es wird deshalb 
vorgeschlagen, Absatz 4 wie folgt zu fassen: 

„(4) Bei Abfallbeseitigungsanlagen, die An- 
lagen im Sinne des § 16 der Gewerbeordnung 
sind, ist Planfeststellungs- und Anhörungsbehör- 
de die Behörde, deren Genehmigung nach § 16 
der Gewerbeordnung durch die Planfeststellung 
ersetzt wird." 


6. Zu § 7 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag nicht 
zuzustimmen. Der von der Bundesregierung vor- 
gelegte Entwurf eines Verwaltungsverfahrensgeset- 
zes (EVwVfG, Drucksache VI/1173) zielt darauf 
hin, das Verwaltungsverfahren zu vereinheitlichen 
und zu vereinfachen. Zu dieser Zielsetzung hat sich 
auch der Bundesrat mehrfach bekannt. Der ange- 
strebte Vereinheitlichungseffekt wird um so größer 
sein, je weiter der Bereich ist, in dem das Verwal- 
tungsverfahrensgesetz Anwendung findet. Einbezo- 
gen in den Anwendungsbereich sind daher durch § 1 
Abs. 2 EVwVfG auch die Fälle, in denen die Länder 
Bundesrecht, das Gegenstände der ausschließlichen 
oder konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes be- 
trifft, als eigene Angelegenheit ausführen, wenn das 
Verwaltungsverfahrensgesetz mit Zustimmung des 


Bundesrates für anwendbar erklärt wird. Dies ge- 
schieht in § 7 Abs. 1 des Entwurfs eines Abfall- 
beseitigungsgesetzes. 


7. Zu § 8 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
Es besteht Übereinstimmung, daß kein Rechts- 
anspruch auf Planfeststellung oder Genehmigung 
besteht. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
wird noch geprüft werden, ob das hinreichend 
zum Ausdruck kommt. 

b) Keine Einwendungen. Im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren wird noch geprüft werden, ob 
ausreichend klar ist, daß Auflagen nach Absatz 1 
auch zur Einhaltung sonstiger öffentlich-recht- 
licher Vorschriften gemacht werden können. 


8. Zu §9 

a) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

b) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

c) Die Bundesregierung erhebt gegen den Vorschlag 
keine Einwendungen, weist jedoch darauf hin, 
daß Betriebsstillegungen nach § 9 Abs. 2 Satz 2 
nur angeordnet werden können, wenn dies zur 
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicher- 
heit oder Ordnung erforderlich ist, weil andern- 
falls die Betriebsstillegungen nicht mehr als ent- 
schädigungslos zulässige Inhalts- und Schranken- 
bestimmung des Eigentums, sondern mangels 
einer gesetzlichen Entschädigungsregelung i. S. 
des Artikels 14 Abs. 3 Satz 2 GG als unzulässige 
Enteignung anzusehen ist. Falls der Formulie- 
rungsvorschlag des Bundesrates übernommen 
würde, müßte die Behörde über den Wortlaut 
der Vorschrift hinaus zum Zwecke einer verfas- 
sungskonformen Rechts anwendung zusätzlich 
prüfen, ob eine Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit oder Ordnung vorliegt, wenn sie eine Be- 
triebsstillegung anordnen will. 

Zur Klarstellung schlägt die Bundesregierung 
daher folgende Fassung des § 9 Abs. 2 Satz 2 
vor: „. . . sie kann den Betrieb dieser Anlagen 
ganz oder teilweise untersagen, wenn Beein- 
trächtigungen des Grundsatzes in § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 8, welche die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährden, durch Auflagen, Bedingun- 
gen oder Befristungen nicht verhindert werden 
können." 

d) Die Bundesregierung erhebt keine Einwen- 
dungen. 


9. Zu § 10 

a) Keine Einwendungen. 

b) Keine Einwendungen. 
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10. Zu § 11 

Die Bundesregierung vermag diesem Vorschlag 
nicht zuzustimmen. Die Verpflichtungen aus diesem 
Gesetz beziehen sich auf die Beseitigung, nicht aber 
auf den Besitz von Abfallstoffen; dementsprechend 
muß auch die Überwachung beschränkt bleiben. 
Etwaige auf dem Besitz von Abfallstoffen beruhende 
Gefahren können mit Hilfe der Überwachung auf 
der Grundlage gesundheits-, feuerpolizeilicher oder 
ähnlicher Bestimmungen bekämpft werden. 

11. Zu § 12 

a) Keine Einwendungen. 

b) Keine Einwendungen. 

12. Zu §§ 13 bis 15 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

13. Zu § 13 

a) Gegen diesen Vorschlag bestehen Bedenken. Da 
der Betreiber selbst zur Beseitigung der Abfall- 
stoffe verpflichtet ist, solange er die Anzeige 
nicht erstattet hat, bedarf es keiner Sanktion, 
um sicherzustellen, daß angezeigt wird. 

b) Dem Vorschlag kann nicht zugestimmt werden, 
weil bei dem unter 4. c) gemachten Gegenvor- 
schlag eine Sanktion nicht erforderlich erscheint. 
Gegen die Streichung des § 4 Abs. 3 hat die 
Bundesregierung die unter 4. d) genannten Be- 
denken. 

c) Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

14. Zu § 14 

a) Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlage- 
nen Fassung mit der Maßgabe zu, daß in Ab- 
satz 1 Nr. 3 das Wort „unbefugt'* entsprechend 
dem Vorschlag des Bundesrates zu § 13 Abs. 1 
Nr. 2 gestrichen wird. 

b) Keine Einwendungen. 

15. Zu § 16 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

16. Zu § 17 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag nicht 
zuzustimmen, da nach § 12 Abwasser auch dann 
unter die Bestimmungen der §§ 1 und 11 fällt, wenn 
es auf die genannten Böden aufgebracht wird. Da- 
mit unterliegt dieses Abwasser der Überwachung 
der nach diesem Entwurf zuständigen Behörde, die 
nicht identisch mit den in § 12 Bundes-Seuchenge- 
setz genannten Gemeinden oder Gemeindeverbän- 
den zu sein braucht. Die Beteiligung der Gesund- 
heitsbehörden an der Überwachung nach § 11 ist 
nach Landesrecht zu regeln. 


Ifl. 

Für den Fall, daß dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Grundgesetzes mit dem Ziel gefolgt wird, die 
„Abfallbeseitigung" in den Katalog des Artikels 74 
aufzunchmen, schlägt die Bundesregierung folgende 
Änderungen des vorliegenden Entwurfs vor: 

1. § 1 wäre wie folgt zu fassen: 

.§ 1 

Grundsatz 

Abfallstoffe sind so zu beseitigen, daß das Wohl 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird, ins- 
besondere 

1. die Gesundheit der Menschen nicht gefährdet 
und ihr Wohlbefinden nicht beeinträchtigt, 

2. Nutztiere, Wild und Fische nicht gefährdet, 

3. Gewässer, Boden und Nutzpflanzen nicht 
schädlich beeinflußt, 

4. keine schädlichen Ümwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen oder Lärm her- 
beigeführt, 

5. die Belange des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege sowie des Städtebaues gewahrt 
oder 

6. die öffentliche Sicherheit und Ordnung sonst 
nicht gefährdet oder gestört werden. 

Die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung 
und Landesplanung sind zu beachten." 

2. Zu § 2 Abs. 1 

Die Worte „der in § 1 genannten Rechtsgüter" 
sind zu ersetzen durch „des Wohles der Allge- 
meinheit". 

3. Zu § 9 Abs. 2 

Die Worte „Nr. 1 bis 5" nach § 1 sind zu strei- 
chen. 

Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit auf 
der Grundlage von Artikel 84 GG Allgemeine 
Verwaltungsvorschriften (Technische Anleitung 
Abfallbeseitigung) zu diesem Gesetz erlassen. 
Eine entsprechende Ankündigung im Gesetz er- 
übrigt sich. 


IV. 

Hinweis auf Druckfehler der Bundesratsdrucksache 
24/71. 

1. In § 7 Abs. 2, 4. Zeile ist „§ 6 Abs. 2" durch 
„§ 6 Abs. 3" zu ersetzen. 

2. In § 8 Abs. 1, 1. Zeile ist „§ 6 Abs. 1" durch „§ 6 
Abs. 1 und 2" zu ersetzen. 

3. In § 8 Abs. 1, 2. Zeile ist „§ 6 Abs. 2" durch „§ 6 
Abs. 3" zu ersetzen. 

4. In Abschnitt II, zu § 3 Abs. 7 (S. 13 links, 4. Abs., 
12. Zeile) ist das Wort „Sozialgesundheit" durch 
„Sozialgebundenheit" zu ersetzen. 
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